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standes und Überlebens in ehrender 
Erinnerung zu bewahren.  

8. Juni 2024, 09:00 Uhr 

Tunnelportal Loibl Nord, 
ehem. Zollamtsvorplatz 
(Beginn der Gedenkveranstaltung 
auf der Loibl-Südseite: 11:00 Uhr) 

Für detailliertes Programm: 
www.mkkk.at

Aushang

Z um vierten Mal wird in Klagen-
furt der Widerstand der Par-

tisan*innen in Kärnten/Koroška 
gegen das NS-Regime – und aller 
Widerständigen in Geschichte und 
Gegenwart – gefeiert. 

Das Fest schafft unter dem Motto 
„Svobodni! Befreit! Ein Fest dem 
Widerstand/Praznujmo upor“ eine 
Plattform für eine offene, begeg-
nende und gemeinsame Beschäf-
tigung mit der Erinnerungskultur. 
Direkt neben dem fragwürdigen 

„Denkmal der Verschleppten“ am 
Domplatz, ursprünglich Stein des 
Anstoßes, wird erinnert, diskutiert, 
musiziert – und nicht zuletzt gefei-
ert.
 
28. Juni 2024 ab 18 Uhr
Domplatz Klagenfurt

Eine Veranstaltung der Initiative 
„Koroška / Kärnten gemeinsam erin-
nern / skupno ohranimo spomin“ un-
ter dem Dach des Vereins Memorial 
Kärnten/Koroška

P etar Tyran, der langjährige Chef-
redakteur der kroatischen Wo-

chenzeitung Hrvatske Novine, trat im 
Oktober von seiner Funktion zurück. 

„40 Jahre am Steuer der Hrvatske No-
vine hinterließen ihre Spuren – nicht 
nur in der Zeitung, sondern auch bei 
den Lesern und Leserinnen und an mir 
als Chefredakteur.“

Als einen der größten Erfolge sei-
ner langen Tätigkeit an der Spitze 
der Zeitung wertet Tyran, dass er 
alle Regionen, in der Angehörige der 
kroatischen Volksgruppe leben, ab-
deckte. Ganz bewusst auch jene Teile 
der Volksgruppe, die heute in Ungarn, 
der Slowakei und Tschechien, beson-
ders aber auch in Wien leben. „Dieses 
Bemühen hatte seinen sichtbaren Er-
folg in der einstimmigen Nennung der 
Hrvatske Novine als Leitmedium der 

D er wel t wei t  r enommier te 
Staatsbürgerschaftsforscher 

und Demokratietheoretiker Rainer 
Bauböck wurde für sein Wirken im 
Bereich der Geistes-, Sozial-, Kultur- 
und Rechtswissenschaften mit dem 
Preis der Stadt Wien gewürdigt. 

Bauböck forscht und publiziert über 
normative politische Theorie, euro-
päische Integration, Migration, Nati-
onalismen und Minderheitenrechte. 
Seit 2013 ist er korrespondierendes 
Mitglied der Österreichischen Aka-
demie der Wissenschaften. Sein En-
gagement in Politikberatung in Bezug 
auf Staatsbürgerschaftsfragen und 
Migration zeigt die hohe Praxisrele-
vanz seiner Arbeit. 

Die Preise der Stadt Wien werden 
seit 1947 in den Fachbereichen Ar-
chitektur, Bildende Kunst, Literatur, 
Musik, Publizistik, Wissenschaften 
und Volksbildung verliehen und gel-
ten als Würdigung für das bisherige 
künstlerische und wissenschaftliche 
Schaffen.  

„Die einzigartige Vielfalt großarti-
ger Künstler*innen, Kulturvermitt-
ler*innen und Wissenschaftler*in-
nen, die in dieser Stadt arbeiten, 
hat großen Anteil daran, dass Wien 
diese in die Welt hinaus strahlende 
Metropole ist“, streicht Kultur- und 
Wissenschaftsstadträtin Veronica 
Kaup-Hasler heraus. „Es freut mich, 
mit den Preisen der Stadt Wien eini-
ge dieser herausragenden Persön-
lichkeiten und ihre Lebenswerke zu 
würdigen – verbunden mit der Bitte, 
weiter zu wirken und mit der Lei-
denschaft, die sie antreibt, auch in 
Zukunft andere anzustecken.“ 

burgenländischen Kroaten seitens 
des kroatischen Volksgruppenbei-
rates und in der Folge des Bundes-
kanzleramtes“, verwies Tyran auf die 
Wichtigkeit dieses Printmediums.
 
Die designierte neue Chefredakteu-
rin der kroatischen Wochenzeitung 
aus dem Burgenland Tereza Grandić 
erklärte: „Wir wollen unseren Mikro-
kosmos auch mit den großen Themen 
der Welt verbinden und unsere Leser-
schaft dazu befähigen, sich sprach-
lich auch in diesen Welten bewegen zu 
können.“ Grandić folgt Tyran ab dem 
ersten November als Chefredakteu-
rin von Hrvatske Novine nach, die 
bereits 1910 gegründet wurde und 
somit zu den ältesten noch beste-
henden Zeitungen des pannonischen 
Raumes gehört.

Die renommierte Auszeichnung ist 
mit 10.000 Euro dotiert. Die Preis-
verleihung findet im Frühjahr 2024 
statt.

Wir gratulieren herzlich!

Ein Fest dem 
Widerstand 

Neues Redaktionsteam 
für Hrvatske Novine

Wissenschaftspreis der Stadt 
Wien für Rainer Bauböck 

Petar Tyran, langjähriger Chefredakteur von Hrvatske Novine, mit dem neuen Redaktionsteam: 
Tereza Grandić, Dijana Jurković und Kristijan Karall | Foto: Martin Kerstinger

D ie Gedenkveranstaltung am Ort 
des ehemaligen KZ-Außenlagers 

Loibl-Süd steht in der Tradition des 
Bemühens, die lange Zeit „vergesse-
nen“ Außenlager von Mauthausen im 
kulturellen Gedächtnis Österreichs 
und Kärntens zu verankern. 

Das Mauthausen Komitee Kärnten/
Koroška fühlt sich als Veranstal-
ter den KZ-Opfern vom Loiblpass 
verpflichtet, ihre Geschichte des 
Leidens und Sterbens, aber auch 
ihre Geschichte des mutigen Wider-

Internationale Gedenkveranstaltung Loibl Nord 

#BringThemHomeNow
Foto: Archiv Mauthausen Komitee Kärnten/Koroška



Die renommierte Wissenschaftsforscherin Ulrike Felt be-
zieht im Stimme-Talk mit Peter Illetschko Stellung zu den 
Ursachen der Wissenschaftsskepsis und zeigt am Beispiel 
der Corona-Pandemie die Fehler der Politik im Umgang mit 
der Wissenschaft auf. 

Warum schenken Menschen so oft „alternativen“ Informa-
tionen aus zweifelhaften Quellen Glauben? Wissenschafts-
journalist Peter Illetschko diskutiert in einem Essay den 
Unterschied zwischen Glauben und Wissen und denkt über 
Strategien gegen die Lawine von Fake News nach.

Ein Wissenschaftsfeld, das besonders angefeindet wird, 
sind die Gender Studies. Die Politikwissenschaftlerin Fritzi M. 
nimmt eine historische und gegenwärtige Bestandsaufnahme 
antifeministischer Agitation gegen kritische Geschlechterfor-
schung vor.

Die Migrationsforscherin Julia Mourão Permoser analysiert 
in ihrem Beitrag die von Spannungen und Instrumentalisie-
rung geprägte Beziehung zwischen Wissenschaft und Politik 
am Beispiel der Migrationspolitik.

Im Jahr 1996 rief der Physiker und Wissenschaftsminister 
Portugals José Mariano Gago als Maßnahme gegen die große 
Wissenschaftsskepsis im Lande die Initiative „Ciência Viva“ 
(Lebendige Wissenschaft) ins Leben. Klaus Taschwer, Mit-
autor der IHS-Studie und Wissenschaftsjournalist, schildert 
die Erfolge dieses Programms für innovative Wissenschafts-
kommunikation. 

Der Dezember 1993 markiert den Beginn des sogenannten 
Briefbombenterrors in Österreich. Die innenpolitisch moti-
vierte Terrorwelle gegen Minderheiten und ihre Unterstüt-
zer*innen dauerte bis 1997. 30 Jahre danach widmet sich die 
Initiative Minderheiten in einer dokumentarischen Ausstel-
lung (Eröffnung am 23. April 2024 im Volkskundemuseum 
Wien) gesellschaftspolitischen Voraussetzungen und minder-
heitenpolitischen Folgen des rechten Terrors der 1990er Jahre. 
Auf Seite 28–29 erinnern wir an die Jahre der Radikalisierung 
gegen Minderheiten.

Erholsames Jahresende wünscht
Gamze Ongan, Chefredakteurin

Editorial

ls wir uns Ende 2022 für dieses Schwerpunkt-
heft entschieden, lautete unser Arbeitstitel 
noch „Wissenschaftsfeindlichkeit“. Den Anlass 
bildeten die österreichbezogenen Ergebnisse ei-
ner EU-weiten Umfrage über die Einstellung der 
Bevölkerung zu Wissenschaft und Forschung 
(Eurobarometer 2021). Österreich zeichnete sich 
in dieser Befragung durch großes Misstrauen in 
die Wissenschaft aus und lag somit weit unter 
dem EU-Durchschnitt.

Nach der Veröffentlichung der Ursachenstu-
die des Instituts für Höhere Studien (IHS) zu 

„Ambivalenzen und Skepsis in Bezug auf Wis-
senschaft und Demokratie“ im August 2023 
entschieden wir uns für den weniger radika-
len Begriff „Wissenschaftsskepsis“. Die besagte 
Studie relativiert nämlich die ernüchternden 
Ergebnisse des Eurobarometers und verortet 
die Österreicher*innen in Bezug auf Wissen-
schaftsskepsis im EU-Mittelfeld. Aufhorchen 
lässt allerdings die Feststellung, dass negati-
ve Äußerungen gegenüber Wissenschaft mit 
demokratiekritischen Einstellungen Hand in 
Hand gehen. 

Johannes Starkbaum und Erich Griessler 
vom Autorenteam der IHS-Studie eröffnen die 
Themenstrecke und plädieren dafür, den Anteil 
der Wissenschaft selbst und der Politik an der 
öffentlichen Wahrnehmung von Wissenschaft 
nicht außer Acht zu lassen. 

Wie nehmen in Österreich forschende aus-
ländische Wissenschaftler*innen die Wis-
senschaftsskepsis hierzulande – auch im 
Vergleich zu ihren Herkunftsländern – wahr? 
Marlene Erhart, Wissenschaftsredakteurin des 
STANDARD, hat nachgefragt. W
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E s ist unerträglich, wenn Jüdinnen und Juden heu-
te wieder gejagt und ermordet werden – und das 

einzig und allein, weil sie Jüdinnen und Juden sind. 
Es ist unerträglich, wenn Menschen als Schutz-

schilde und Geiseln missbraucht werden. 
Es ist aber ebenfalls unerträglich, wenn auch hier, 

in Österreich, die Verbrechen des 7. Oktober 2023, 
das Gemetzel an 1400 Menschen, verharmlost oder 
sogar gutgeheißen werden. 

Viele Jüdinnen und Juden fühlen sich hier von ver-
balen und tätlichen antisemitischen Übergriffen 
bedroht. Das Österreich von heute muss auch für 

Jüdinnen und Juden eine sichere Heimat sein.
Gerade hier, wo Judenverfolgung eine lange Ge-

schichte hat und zum größten Verbrechen der 
Menschheitsgeschichte führte, stellen wir uns ent-
schieden gegen jede Form von Antisemitismus und 
Rassismus!

Zum Zeitpunkt der Drucklegung dieser Ausgabe der 
Stimme sind noch immer 137 Menschen, größtenteils 
Jüdinnen und Juden, Geiseln der Hamas. Wir fordern 
die sofortige und bedingungslose Freilassung aller 
Geiseln.

Antisemitismus und Menschenverachtung dürfen 
nicht als Freiheitskampf verklärt werden!
 
Niemals wieder!
 

Für die Initiative Minderheiten:
Emina Adamovic, Jessica Beer, Vlatka Frketić, Peter 
Grusch, Hakan Gürses, Michael Haupt, Cornelia Kogoj, 
Lydia Novak, Gamze Ongan, Sabine Schwaighofer, 
Peter Schwarz, Jana Sommeregger, Gerd Valchars, 
Vladimir Wakounig



Stimmlage

Von alten Monden
und neuen Sternen

inklusive Aktienpakete im jeweiligen Ausland. Sie halten Vor-
träge über Politik, Frieden und erfolgreiche Lebensführung, 
veröffentlichen ihre Memoiren, bekommen Auszeichnungen 
und Preise verliehen, irgendwann werden auch Plätze nach 
ihnen benannt. 

Wenn die Realität es aber gewöhnlich nicht zulässt, Dik-
tatoren und Kohorten ihrer gerechten Strafe zuzuführen, 
und da sie selten von selbst abdanken, müsste ich meine 
Frage von oben vielleicht nicht auf die Zeit nach ihrem Ab-
gang richten, sondern auf jene davor. Wie analysiert und 
beurteilt man jene, die – wie man gemeinhin zu sagen pflegt 

– „ihre Macht missbraucht“ haben? Wie kritisiert man sie, 
was setzt man ihnen entgegen? Und zwar während ihrer 
Herrschaft bzw. Dienstzeit? Die Antwort auf diese Frage 
ist auch ausschlaggebend für die Zeit danach.

Ich habe den Eindruck, dass gegenwärtig Moral und Justiz, 
bisweilen auch Wissenschaft, zunehmend das Politische 
überlagern bzw. verdrängen. Einerseits findet eine „Epi-
stemisierung der Politik“ (Alexander Bogner) statt, eine 
Art „Expertokratie“, andererseits löst Empörung fundierte 
Kritik ab. Juristische Fehltritte unliebsamer Politiker*in-
nen lassen schnell die Hoffnung auf deren politisches Ende 
aufflammen. Man wartet darauf, dass politische Karrieren 
im Gerichtssaal enden. Am meisten verbreitet ist das Set-
zen auf moralisch verpönte Handlungen, Äußerungen und 
Entgleisungen, die man Politiker*innen nachweisen kann. So 
wollen heute viele Menschen und Gruppen diese entsorgen 
und dadurch politische Änderungen einleiten.

Zugegeben, es ist nicht leicht, einen Diktator nur mit po-
litischen Mitteln zu bekämpfen – denn Politik braucht ein 
Mindestmaß an Freiheit. Ohne jede Möglichkeit öffentlicher 
Kritik, ohne Meinungsfreiheit, Recht auf Versammlung und 
unabhängige Medien ist es schwer, gegen die Gehirnwäsche 
anzukämpfen. Darum scheinen hier moralisch durchmengte 
Argumente oder juristische Gegenwehr vonnöten – und das 
Politische tritt zuweilen zurück. Korrupte Politiker*innen 
wiederum lösen oft eine Rückbesinnung auf moralische 
Grundsätze und juristische Ordnung aus. In einer Zeit, in 
der Politik immer mehr zur Inszenierung verkommt, ist es 
ja nicht grundfalsch, hinter die Kulissen zu verweisen, auf 
die unsichtbaren Sphären der Politik. 

Doch müssen wir auch zur Kenntnis nehmen, dass man 
mit einzelnen Politiker*innen nicht das ganze System der 
Korruption, interessengeleitete Herrschsucht oder fa-
schistoide, illiberale bzw. autokratische Tendenzen loswird. 

Diese Strukturen müssen politisch zerschlagen werden, 
wenn wir in einer Gesellschaft leben wollen, die der Freiheit, 
Gleichheit und Solidarität näherkommt als heute.

N asreddin Hoca, wie er auf Türkisch genannt wird, 
ist eine humoristische Figur, die man im Raum 
vom Balkan bis Zentralasien kennt. Er soll im 13. 

Jahrhundert im Osmanischen Reich gelebt haben und weist 
Ähnlichkeiten etwa mit Till Eulenspiegel auf: ein schlagfer-
tiger Volksgelehrter, der sich als dumm oder naiv gibt und 
anschließend lehrreiche Bonmots äußert. Diese sind im Lau-
fe der Zeit zu geflügelten Worten geworden. So auch sei-
ne berühmte Antwort auf die eigenwillige Frage, was man 
denn aus den alten Monden mache, die bereits abgenommen 
haben: „Man stutzt sie zurecht und macht Sterne daraus.“

Ich fange die Kolumne nicht deswegen mit der gerissenen 
Pointe des Nasreddin an, um meiner Umgebung in diesen 
Unmut stiftenden, traurigen Zeiten ein wenig Fröhlichkeit 
zu spenden. Eigentlich erinnert mich die Geschichte an eine 
Frage, die mich seit eh und je beschäftigt: Was macht man 
aus Diktatoren, bösen Autokraten (beide Spezies sind bis 
dato überwiegend männlich, darum kein Genderstern) oder 
korrupten Politiker*innen, wenn ihre Zeit abgelaufen ist und 
sie noch leben? 

Jedes Mal, wenn ich mir diese Frage stelle, sehe ich ein Haus 
vor mir: eine Art Altersheim, das aber nichts Heimeliges an 
sich hat. Es ist vielmehr ein Ort, der meinen Vorstellungen 
von der Hölle gleicht, extrem heiß, dunkel, übelriechend. Die 
Pfleger dort sind streng und die Betten steinhart.
 
In meiner Imagination bekommen die Insassen täglich drei 
Mal Schimpftiraden vorserviert, direkt ins Gesicht gespro-
chen. Mehrere Stunden müssen sie zudem in der „Erzie-
hung“ verbringen, wo man ihnen Videos, Audiodateien oder 
Fotos von Menschen zeigt, die sie einst foltern, unter der 
Aufsicht der Exekutive „verschwinden“ oder hinrichten lie-
ßen. Dann spielt man ihnen – wie es in der Unterhaltungs-
branche so schön heißt – Visuals vor, die das große Glück 
der Einwohner*innen ihres jeweiligen Landes nach ihrem 
Abgang dokumentieren. Dann müssen sich die Ex-Diktato-
ren körperlich betätigen: laufen, turnen, klettern, Vorhof 
und Umgebung putzen; dem folgt ... Nun gut, bevor mein 
Strafkonzept selbst Züge von Folter annimmt, höre ich auf, 
meiner Phantasie zu folgen.

Und schon muss ich leider das Realitätsprinzip hereinho-
len: Im echten Leben geht es nicht gerecht zu. In der Regel 
werden ehemalige Diktatoren in Weltregionen unterge-
bracht (oder zwischengeparkt), die das diametrale Ge-
genteil meiner Phantasie-Strafkolonie anbieten: sonnige 
Gegenden mit lieblicher Flora und handzahmer Fauna, am 
Meer gelegene, klimatisierte Häuser samt einheimischer 
Dienerschaft, überfüllte Bankkonten, die per Smartphone 
erreichbar sind, und restlebenslange Aussicht auf die Rück-
kehr. Pensionierte Autokraten und korrupte Politiker*in-
nen wiederum bekommen Manager- oder Vorstandsposten 

Hakan Gürses
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und die Folgen
für die Demokratie



Das Wissenschaftsministerium 
entschloss sich im Jahr 2022, den 
Ursachen der vermuteten Wissen-
schafts- und Demokratieskepsis in 
Österreich auf den Grund zu gehen. 
Aus der öffentlichen Ausschreibung 
einer Studie ging das Institut für Hö-
here Studien gemeinsam mit der Uni-
versität Aarhus erfolgreich hervor. 
Die im Sommer 2023 abgeschlossene 
Studie[2] umfasst eine Analyse aktu-
eller und historischer Literatur, eine 
umfassende Sekundäranalyse beste-
hender quantitativer Umfragedaten, 
Fokusgruppen (Diskussionsrunden) 
mit Personen aus der Bevölkerung 
und Expert:inneninterviews.

Wie die Studie verdeutlicht, besteht 
in der Bevölkerung durchaus so-
wohl Skepsis als auch Kritik und 
Desinteresse an Wissenschaft. Im 
Vergleich mit anderen Institutionen 
ist das Vertrauen der Bevölkerung in 
die Wissenschaft insgesamt jedoch 
hoch. Es gibt keine eindeutigen Hin-

weise, dass die Österreicher:innen im 
europäischen Vergleich besonders 
wissenschaftsskeptisch sind oder 
dass ablehnende Haltungen gegen-
über Wissenschaft zugenommen 
hätten. Die Ergebnisse zeigen aus 
unserer Sicht, dass es notwendig ist, 
unterschiedliche Formen von Kritik 
an Wissenschaft differenzierter zu 
diskutieren. Aber nicht nur Einstel-
lungen der Bevölkerung, sondern 
auch die Rolle von Wissenschaft und 
Politik ist stärker zu beleuchten.

Skepsis und Kritik betreffen 
meist ausgewählte Bereiche 
der Wissenschaft 

In der öffentlichen Debatte wurde 
Wissenschaftsskepsis bisher kaum 
klar definiert. Gemeint war meist 
nicht eine kritische Grundhaltung 
als Teil wissenschaftlicher und de-
mokratischer Praxis, sondern die 
kategorische Ablehnung von Wissen-
schaft und ihren Erkenntnissen. Auf 
Basis vergleichbarer Studien haben 
wir Wissenschaftsskepsis als „sys-
tematische und unbegründete bzw. 
ungerechtfertigte Ablehnung der 
Wissenschaft“ gefasst.

Anhand der Daten der Eurobaro-
meter-Studie von 2021 haben wir 
untersucht, wie viele der befragten 
Österreicher:innen eine solche syste-
matische Ablehnung äußern – also 
wie viele Personen dem etablierten 
wissenschaftlichen Wissen aktiv 
widersprechen. Dazu wurden von 
uns Antworten zu vier Aussagen 
herangezogen, aus denen Wissen-
schaftsskepsis sowie eine Neigung 
zu Verschwörungstheorien abge-
leitet werden kann. Diese betreffen 
(1) die Verneinung, dass der Klima-
wandel großteils auf menschliche 
Aktivitäten zurückzuführen ist; 
(2) die Leugnung der Evolutionsthe-
orie; (3) die Vermutung, dass Viren 
staatlich erzeugt werden, um die 
Freiheit der Menschen zu kontrollie-
ren und (4) die Sichtweise, existie-
rende Heilmittel für Krebs würden 
aufgrund wirtschaftlicher Überle-
gungen zurückgehalten.

Wie die Analyse zeigt, beantworten 
21 bis 31 Prozent der befragten Öster-
reicher:innen eine dieser vier Fragen 
entgegen dem wissenschaftlichen 
Wissensstand. Rund die Hälfte dieser 
Gruppe äußert sich auch bei einem 

Johannes Starkbaum und Erich Griessler

betrachtet
Wissenschaftsskeptisch

[1]  https://europa.eu/eurobarometer/surveys/
detail/2237 (Stand: 2.11.2023).
[2]  Verfügbar unter: https://go.ihs.ac.at/ursa-
chenstudie (Stand: 6.11.2023). Wir danken unseren 
Co-Autor:innen für die gute Zusammenarbeit.
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I n den letzten Jahren wurde das Thema Wissenschaftsskepsis in Österreich intensiv diskutiert. 
Immer wieder bescheinigten Personen aus Wissenschaft, Politik und Journalismus 

der Bevölkerung eine im internationalen Vergleich außergewöhnlich stark ausgeprägte 
Wissenschaftsskepsis. Belege dafür wurden in Kontroversen um einige Maßnahmen der 
Regierung während der Corona-Pandemie gesehen, aber auch in den Ergebnissen einer 
Umfrage aus dem Jahr 2021 zur Einstellung der Europäer:innen zu Wissenschaft und Technik 
(Eurobarometer 516). [1]



weiteren Punkt im Gegensatz zum 
wissenschaftlichen Konsens. Zehn 
Prozent der Befragten stimmen drei 
und ca. ein Prozent allen vier wis-
senschaftskritischen Positionen zu.[3]  

Die Gruppe derer, die Wissenschaft 
systematisch, also über mehrere 
Bereiche hinweg ablehnt, ist somit 
deutlich kleiner als häufig kolpor-
tiert. Österreich liegt in dieser Hin-
sicht im EU-Mittelfeld.

Kritik an Wissenschaft ist zudem 
auch in verschiedenen Technolo-
giebereichen unterschiedlich stark 
ausgeprägt. Wie der Eurobarometer 
aus dem Jahr 2021 zeigt, schätzt die 
Bevölkerung die Auswirkungen ver-
schiedener Wissenschaftsbereiche 
oder Technologiefelder unterschied-
lich ein: So werten die Befragten 
Auswirkungen von Solarenergie oder 
Informationstechnologien weitge-
hend positiv, während es in den Be-
reichen Künstliche Intelligenz oder 
Atomenergie sehr viel mehr kritische 
Stimmen gibt. Besonders kritisch 
sind die befragten Österreicher:innen 
im EU-Vergleich bei kontroversiellen 
Technologien wie Biotechnologie, 
Genetik und eben Atomenergie und 
Künsliche Intelligenz.

Kritik zielt oftmals auf die 
Verbindungen zu anderen 
Gesellschaftsbereichen

Wie die Studie zeigt, kann nicht 
jede Kritik an Wissenschaft mit 
grundsätzlicher Skepsis gegenüber 
Wissenschaft gleichgesetzt werden. 
Wissenschaft spielt, auch das ist ein 
Ergebnis des Eurobarometers 2021, 
aus Sicht vieler Befragter in ihrem 
Alltag keine zentrale Rolle. Gleichzei-
tig besteht ein idealisiertes Bild von 
Wissenschaft, in dem innerwissen-
schaftliche und interdisziplinäre Wi-
dersprüche und Dissens wenig Platz 
haben. Oftmals ist unbekannt, wie 
Wissenschaft in der Praxis arbeitet. 
Die langsamen und in einem stän-
digen Auf und Ab des Verwerfens 
und Bestätigens von Forschungser-
gebnissen ablaufenden Prozesse der 
Wissenschaft, die im Rahmen der 
COVID-19-Pandemie für die Öffent-
lichkeit sichtbar wurden, standen 
in gewisser Weise im Gegensatz zu 
idealisierenden öffentlichen Bildern 
von Wissenschaft.

Aber auch die enge Zusammenarbeit 
von Akteur:innen aus Wissenschaft 
und Politik hat in der Pandemie bei 
Teilen der Bevölkerung Kritik und 
einen Ruf nach wissenschaftlicher 

Unabhängigkeit bewirkt. Unsere 
Studie bestätigt: Oftmals zielen kri-
tische Äußerungen weniger auf Wis-
senschaft an sich als auf vermutete 
unredliche Hintergründe von Wis-
senschafter:innen aufgrund intrans-
parenter Verbindungen zu Politik 
und Wirtschaft. Ein Beispiel für eine 
solche Einstellung ist eine Passage 
aus einer Fokusgruppe, in der ein/e 
Teilnehmer:in meinte, „dass die Po-
litik die Wissenschaft instrumenta-
lisiert“. Eine andere Person stimmte 
zu und begründete das damit, dass 

„jeder Politiker heute irgendwo in 
einem Instrumentarium von irgend-
einer Firma drinnen sitzt“. Darauf 
erwiderte die erste Teilnehmer:in, 
dass Politiker:innen „in erster Linie 
(…) wieder gewählt werden“ wollen. 
Dieser Ausschnitt verdeutlicht ein 
typisches Kritikmuster, wie die Ver-
flechtungen von Wissenschaft, Wirt-
schaft und Politik wahrgenommen 
werden.

Wissenschaftsskepsis 
ist schwer zu messen 
und zu vergleichen

Die Diskussion um Wissenschafts- 
skepsis ist aus unserer Sicht auch 
deshalb vorsichtig zu führen, weil 
die meisten wissenschaftlichen [3]  Starkbaum et al. 107 ff.
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Arbeiten auf Umfragedaten beru-
hen, Wissenschaftsskepsis jedoch 
schwer zu messen ist. Quantitative 
Umfragen erheben mit kurzen Fra-
gen komplexe Phänomene. Die ge-
stellten Fragen können mehrdeutig 
sein und unterschiedlich interpre-
tiert werden. Dieses Problem ist bei 
internationalen Studien auf Grund 
von Übersetzungsproblemen noch-
mals verschärft. In den Gruppen-
diskussionen hat sich gezeigt, dass 
der „gesunde Menschenverstand“, 
der in Studien und in der öffentli-
chen Debatte oft als im Gegensatz 
zu Wissenschaft gesehen wird, aus 
der Sicht von befragten Personen 
durchaus bedeuten kann, wissen-
schaftlich fundiertes Wissen in 
persönliche Entscheidungsfindungs-
prozesse einzubeziehen. So meinte 
ein Mitglied der Fokusgruppe, „dass 
man auf die Wissenschaft vertraut, 
ist meiner Meinung nach gesunder 
Menschenverstand“. In einer ande-
ren Fokusgruppe meinte ein/e Teil-
nehmer:in, „wir sollten [uns] sowohl 
auf wissenschaftliche Ergebnisse […] 
verlassen als auch auf den […] Men-
schenverstand“. 

Skepsis ist der 
Wissenschaft und 
Demokratie inhärent

Wissenschaftsskeptische Einstellun-
gen können zum gesellschaftlichen 
bzw. politischen Problem werden, 
wenn daraus abgeleitete Handlun-
gen und deren Auswirkungen ande-
re in negativer Art betreffen. Dies ist 
beispielsweise bei der kategorischen 
Ablehnung von Impfungen der Fall. 
Wenn politische Maßnahmen, die 
auf Erkenntnissen der Wissenschaft 
beruhen, nicht umgesetzt werden, 
liegt das – wie das Beispiel der Kli-
makrise verdeutlicht – oft aber weni-
ger an Wissenschaftsskepsis als an 
hartnäckigen Gewohnheiten und 
entgegengesetzten Interessen.

Skepsis hat auch ausgesprochen 
wichtige Funktionen. Sie ist, was 
für Wissenschaft und Demokratie 
zentral ist, aktives Hinterfragen und 
kritische Reflexion. Skepsis kann da-
mit, neben kategorischer Ablehnung, 
auch auf das Schaffen wichtiger 

neuer Ideen und auf Meinungsfrei-
heit verweisen. Dementsprechend 
ist es aus unserer Sicht treffsicherer, 
bei kategorischen Formen der Ableh-
nung von „Wissenschaftsfeindlich-
keit“ zu sprechen.

Neue Ansätze stoßen auch in der Wis-
senschaft immer wieder auf Wider-
stand, wie die im 19. Jahrhundert von 
Ignaz Semmelweis initiierte Debatte 
zum Kindbettfieber veranschaulicht. 
Seine Bemühungen, in öffentlichen 
Kliniken Hygienevorschriften einzu-
führen, wurden zunächst abgelehnt. 
Auch die Forschung der diesjährigen 
Nobelpreisträgerin Katalin Karikó zu 
Impfungen auf Basis von mRNA wur-
de in der Vergangenheit von führen-
den wissenschaftlichen Journalen 
abgelehnt. 

Wissenschaftsskepsis ist 
ein politisches Problem 

Insgesamt zeigt die Studie, wie not-
wendig eine differenzierte Debatte 
zu Wissenschaftsskepsis ist – auch 
im Kontext der multiplen gesell-
schaftlichen Krisen wie Klima- und 
Biodiversitätskrise, globale und na-
tionale Ungleichheiten, Pandemie 
sowie kriegerische Auseinanderset-
zungen. All das sind gesellschaft-
lich höchst umkämpfte Themen, bei 
denen es auch darum geht, welche 
Art von Gesellschaft, Wirtschaft, 
Demokratie und Zukunft wir wollen. 
Es gibt dazu sehr unterschiedliche 
Sichtweisen, die mit Werten und 
Interessen verbunden sind. Zudem 
ist strittig, wer in diesen Zielkon-

flikten etwas zu sagen hat. Es geht 
dabei unter anderem um den Platz 
von Wissenschaft in der Gesellschaft, 
um den jeweils als richtig erachteten 
Einfluss von Wissenschaft auf Poli-
tik, um den Einfluss wirtschaftlicher 
Interessen auf Wissenschaft und 
Politik, die Form der öffentlichen 
Auseinandersetzung und demokrati-
scher Entscheidungen, kurz, um den 
Kampf verschiedener Gesellschafts-
bereiche um Einfluss auf die gesamt-
gesellschaftliche Entwicklung. Die 
Diskussion um Wissenschaftsskepsis 
ist Teil dieses zweifachen Konflikts. 
Der Begriff „Wissenschaftsskepsis“ 
ist daher auch ein „Kampfbegriff“, 
mit dem der Hegemonie einer Form 
des Wissens und einer Vorstellung 
davon, wie Gesellschaft sein soll, 
Vorrang eingeräumt werden soll. 
Unsere Studie macht deutlich, dass 
die Debatte um Wissenschaftsskep-
sis sich derzeit vorwiegend mit „der“ 
Bevölkerung und deren möglichen 

„Defiziten“ befasst. Weit weniger wird 
diskutiert, welchen Anteil „die“ Wis-
senschaft selbst, oder auch Politik 
und Wirtschaft, an der öffentlichen 
Wahrnehmung von Wissenschaft 
haben.

Johannes Starkbaum ist Soziologe und 
Politikwissenschafter und forscht seit 
2018 am Institut für Höhere Studien (IHS) 
zum Zusammenwirken von Wissenschaft, 
Technologie und Gesellschaft. 

Erich Griessler studierte Soziologie und 
Geschichte an den Universitäten Wien und 
Maastricht und ist Senior Researcher am 
Institut für Höhere Studien. Er forscht zum 
vielfältigen Verhältnis von Wissenschaft, 
Technik, Gesellschaft und Demokratie. 
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„Vor allem würde ich sagen, dass 
Österreich eine relativ konservative 
Gesellschaft ist, die mehr Angst vor 
Innovationen hat als der Durchschnitt 
der EU-Länder.“ Das sei zwar nicht 
unbedingt immer schlecht, aber es 
könne dazu führen, dass im Durch-
schnitt weniger Innovation stattfindet, 
als möglich wäre. Doch dazu gibt es 
auch eine andere Seite: „Gleichzeitig 
lieben die Österreicher Titel und Hie-
rarchien, als Univ.-Prof. Dr. steht man 
in dieser Hinsicht ganz gut da“, sagt 
er. „Ich denke, dass Wissenschafter 
in Österreich immer noch sehr ange-
sehen sind, was sich auch in relativ 
guten Gehältern widerspiegelt – auch 
im Vergleich zu Ländern mit starker 
wissenschaftlicher Tradition wie 
Frankreich oder Großbritannien.“

Sozialer Status 
und Prekariat  

Diese Ansicht teilt auch die aus 
Frankreich stammende Salambô 
Dago. Seit einem Jahr betreibt die 
27-jährige Postdoktorandin Quan-
tenforschung an der Universität Wien. 

Wissensdurst

Desinteresse 

Marlene Erhart

Ö sterreich haftet der Ruf an, überdurchschnittlich wissenschaftsskeptisch zu sein. Wir 
haben Forschende aus unterschiedlichen Ländern gefragt, wie sie die Lage hierzulande 

wahrnehmen. Die international bewanderten Fachleute erzählen von ihrer Einschätzung und 
berichten, was ihrer Arbeit und den Möglichkeiten zu deren Vermittlung im Weg steht. 

Es war ein Schock, den das Euro-
barometer 2021 auslöste. Nur 80 Pro-
zent der Bevölkerung gaben in der 
EU-weiten Umfrage an, der Einfluss 
von Wissenschaft und Technologie 
auf die Gesellschaft sei sehr positiv 
oder positiv – womit Österreich weit 
unter dem Durchschnitt lag. Das ließ 
die Alarmglocken schrillen. Vorsich-
tige Erleichterung brachte eine im 
heurigen Sommer präsentierte Ursa-
chenstudie des Instituts für Höhere 
Studien (IHS) und der dänischen 
Aarhus University. Der Erhebung 
zufolge stehen nur zehn Prozent der 
Bevölkerung der Wissenschaft syste-
matisch skeptisch gegenüber. Davon 
abgesehen fanden sich keine deutli-
chen Hinweise, dass Österreich im 
EU-Vergleich zu den besonders wis-
senschaftsskeptischen Ländern zählt. 

Diese Einschätzung teilen auch 
sechs Forschende, die wir um ihre 
persönliche Sicht auf die Dinge ge-
beten haben. Eine nicht so gängige 
Sache für Forschende, die Anekdo-
tischem und persönlichen Interpre-
tationen berufsbedingt vorsichtig 

gegenüberstehen. Wir wollten den-
noch wissen, ob sie Österreich als 
eine wissenschaftsskeptische Nation 
empfinden. 

Eine spannende Einschätzung 
dazu kommt von Blaž Gasparini. Der 
35-jährige Klimaphysiker stammt aus 
Slowenien und forscht am Institut für 
Meteorologie und Geophysik der Uni-
versität Wien. Er hat sieben Jahre in 
der Schweiz und drei Jahre in den USA 
gelebt und geforscht. Unbedingt wis-
senschaftsskeptisch will er Österreich 
nicht nennen:

und

Zwischen

Blaž Gasparini
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Im Vergleich zu ihrem Herkunftsland 
genieße Wissenschaft ihres Erachtens 
in Österreich größeres gesellschaftli-
ches Ansehen. „Wer einen akademi-
schen Titel besitzt, lässt ihn auf der 
E-Card oder anderen Dokumenten ein-
tragen und die Menschen haben Res-
pekt davor. In Frankreich schert sich 
niemand um Doktortitel, viele wissen 
gar nicht, was ein PhD überhaupt ist. 
Der soziale Status in Österreich ist 
viel besser.“ Das treffe auch auf die 
Bezahlung zu, was ebenfalls eine ge-
wisse Wertschätzung ausdrücke. Ihre 
Verdienstmöglichkeiten in Frankreich 
seien wesentlich schlechter als hier-
zulande, unterstreicht sie. „Alles, was 
mit dem universitären System verbun-
den ist, genießt in Frankreich kein 
sonderlich hohes Ansehen. Die Leute 
fragen auch immer, warum man nicht 
in der Privatwirtschaft arbeitet.“ Eine 
Überlegung, die Dago nachvollziehen 
kann, da die Verdienstmöglichkei-
ten in den Bereichen Forschung und 
Entwicklung im Privatsektor meist 
tatsächlich wesentlich höher liegen. 

Die herrschenden Arbeitsbedin-
gungen für Forschende und den wis-
senschaftlichen Nachwuchs spricht 
auch Uroš Matić an. Der 36-Jährige 
stammt aus Serbien und hat den 
Großteil seiner akademischen Kar-
riere in Deutschland und Österreich 
verbracht. Der Archäologe, Ägypto-
loge und Genderforscher ist an der 
Universität Graz tätig und assoziierter 
Forscher an der Österreichischen Aka-
demie der Wissenschaften (ÖAW). Auf 
die Frage, ob er in Österreich gewisse 
Formen der Wissenschaftsfeindlich-
keit feststelle, kommt er auf grundle-
gende Probleme zu sprechen, denen 
Wissenschafterinnen und Wissen-

schafter gegenüberstehen. So brau-
che das Land dringend langfristige 
Lösungen für die prekären Arbeitsbe-
dingungen in der Wissenschaft, denn: 

“Junge und angehende Wissenschafter, 
einschließlich meiner Person, neigen 
allmählich dazu, sich anderen Bran-
chen zuzuwenden“, sagt er. 

Die Gründe dafür seien vielfältig. 
„Im Gegensatz zu Sektoren wie Wirt-
schaft und Industrie sind die Einkom-
men niedrig, was die Attraktivität 
wissenschaftlicher Berufe in einer 
kapitalistischen Welt mindert“, er-
klärt Matić. Dazu komme mangelnde 
Unterstützung für persönliche Bezie-
hungen und Lebensumstände. „Das 
erschwert wissenschaftliche Karrie-
ren für Menschen, die eine Familie 
gründen möchten, und insbesonde-
re Frauen sind von patriarchalischen 
Erwartungen betroffen.“ Doch damit 
nicht genug: „Kurzfristige Verträge, 
die an zeitlich begrenzte Drittmittel-
projekte gebunden sind, machen wis-
senschaftliche Karrieren existenziell 
riskant, da Wissenschafter im Falle 
der Nichtbewilligung eines Projekts 
sogar bis zu einem Jahr arbeitslos sein 
können“, unterstreicht der Forscher. 

Wie Wissenschaft 
akzeptiert wird

Da unsere Gesprächspartnerinnen 
und -partner internationale Erfah-
rung mitbringen, wollten wir wissen, 
ob der gesellschaftliche Stellenwert 
der Wissenschaft hierzulande im Ver-
gleich zu ihrem Herkunftsland oder 
früheren Arbeitsstätten im Ausland 

stark differiert. Einen interessanten 
Vergleich inklusive Problemabriss 
stellt Luca Fossati an. Der 44-Jähri-
ge ist stellvertretender Direktor des 
Instituts für Weltraumforschung 
der ÖAW in Graz. Er habe das Ge-
fühl, dass es einen Unterschied in 
der Wissenschaftsakzeptanz gebe. 
In seinem Heimatland Italien könne 
man den Eindruck gewinnen, dass 
die Wissenschaft ähnlich wie eine 
Religion akzeptiert werde. Fossati er-
klärt: „Oft verstehen Menschen nicht, 
wie Forschende zu einem bestimmten 
wissenschaftlichen Ergebnis kom-
men. Entweder weil die Wissenschaft 
dahinter zu kompliziert ist oder weil 
die Forschenden die Dinge nicht ein-
fach genug erklären können.“ 

Darauf gebe es zwei Reaktionen: 
„Die erste ist, dass Menschen ein For-
schungsergebnis, ohne zu zweifeln 
als Wahrheit hinnehmen, was sich 
nicht davon unterscheidet, wie Gläu-
bige religiöse Dogmen akzeptieren. 
Die zweite Reaktion ist, dass die Men-
schen wissenschaftliche Ergebnisse 
anzweifeln. Das passiert in der Regel 
aufgrund einer persönlichen Wahr-
nehmung oder durch Einfluss und 
Täuschung von außen. Mein Eindruck 
ist, dass in Italien die erste Reaktion 
etwas häufiger vorkommt als die zwei-
te,“ so Fossati. Das Problem sei, dass 
beide Reaktionen gefährlich seien. 

„Ablehnung und Leugnung können 
dazu führen, dass Menschen anfan-
gen, an alles Mögliche zu glauben. 
Die Vorstellung einer flachen Erde 
ist sicher eines der Extrembeispiele. 
Blinde Akzeptanz hingegen kann 

Luca Fossati

Salambô Dago

Uroš Matić
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im Laufe der Zeit eine zunehmende 
Distanz zwischen Wissenschaft und 
Gesellschaft schaffen, was eine Reihe 
von Problemen nach sich ziehen kann, 
etwa Desinteresse.“

Das im Eurobarometer festgehal-
tene Desinteresse an Forschung wird 
von der Ursachenstudie des IHS nicht 
negiert, ist aber von Skepsis und 
Misstrauen abzugrenzen. Vielmehr 
ist Wissenschaft im Alltag kaum 
präsent, auch fehlen konkrete Vor-
stellungen davon, wie wissenschaft-
liche Ergebnisse zustande kommen. 
Fossati erkennt darin auch einen 
Vorteil: „Man ist sich des Problems 
bewusst, und das ist gut so, denn es 
ist der erste notwendige Schritt, um 
es zu lösen. Um den Wert der Wissen-
schaft zu stärken, sollten Forschende 
die Menschen auch auf die Bedeutung 
der Wissenschaft im täglichen Leben 
aufmerksam machen. So ist es der 
Wissenschaft zu verdanken, dass 
wir Smartphones haben, Auto fahren 
oder fliegen können.“

Das Interesse an Angeboten zur 
Wissenschaftsvermittlung sieht 
Valentyna Mokina durchaus gege-
ben. Die 39-jährige Postdoktorandin 
stammt aus der Ukraine und ist am In-
stitut für Hochenergiephysik (HEPHY) 
unter anderem mit der Suche nach 
Dunkler Materie beschäftigt. „Mei-
ner Erfahrung nach bin ich weder in 
Österreich noch in der Ukraine oder 
in Italien, wo ich gearbeitet habe, je-
mals auf offene Skepsis im Sinne einer 
völligen Leugnung oder Ablehnung 
wissenschaftlicher Grundsätze ge-

stoßen“, schildert sie. „Stattdessen 
habe ich durchweg einen echten Wis-
sensdurst und eine Bereitschaft zur 
Auseinandersetzung mit der Wissen-
schaft beobachtet, was die universelle 
Anziehungskraft der Wissenschaft als 
Mittel zum Verständnis unserer Welt 
und als Motor des Fortschritts unter-
streicht.“

Austausch mit der 
Öffentlichkeit

Ihre Forschungstätigkeit zu vermit-
teln, sei für unterschiedliche Diszipli-
nen unterschiedlich herausfordernd, 
sagt Megan Cordill. Die 43-Jährige 
stammt aus den USA und forscht 
zu komplexen Materialien sowie 
zu Mikro- und Nano-Mechanik am 
Erich-Schmid-Institut für Material-
wissenschaften der ÖAW. Wenn sie 
ihre Arbeit für Laien erklärt, fasst sie 
sich kurz: „Ich zerbreche kleine Din-
ge.“ Obwohl kaum jemand wirklich 
verstehe, was sie und ihre Kollegin-
nen und Kollegen tun, biete ihr Fach 
doch verständliche Ansatzpunkte: 

„Die breite Öffentlichkeit versteht, 
dass Stahl belastbar ist, eine Glas-
scheibe leicht zerbrechen kann und 
ein Gummiband gedehnt werden 
kann, ohne seine ursprüngliche Grö-
ße zu verlieren. Das sind Dinge, die 
man selbst sehen und testen kann, 
was ein Vorteil meines Fachgebiets 
ist. Ein Mediziner, Klimaforscher 
oder Physiker hat es viel schwerer, 
die Leute von seiner Wissenschaft zu 
überzeugen, weil man sie nicht selbst 
sehen und anfassen kann.“ 

Angebote zur Wissenschafts-
vermittlung können hier Abhilfe 

schaffen. Doch, so unterstreichen 
viele der von uns befragten Forschen-
den, müssen Initiativen wie etwa die 
Lange Nacht der Forschung wesent-
lich häufiger und flächendeckend 
in ganz Österreich stattfinden. Dass 
Outreach-Angebote durchaus begeis-
tert angenommen werden, zeigen die 
Erfahrungen von Valentyna Mokina: 

„Wir organisieren an meinem Institut 
zahlreiche Veranstaltungen, die sich 
an verschiedene Altersgruppen rich-
ten, von den Jüngsten bis hin zum 
reifsten Publikum. Sie sollen die Welt 
der Wissenschaft entmystifizieren 
und sie für die Öffentlichkeit zugäng-
lich und transparent machen.“ Zuletzt 
organisierte Mokina den jährlich in 
Kooperation mit der Volkshochschule 
stattfindenden Tag der Dunklen Mate-
rie. Dabei können Menschen nicht nur 
Vorträgen lauschen und sich mit For-
schenden austauschen. In Virtual-Re-
ality-Simulationen können sie virtuell 
in Experimente einsteigen und erfah-
ren, wie diese funktionieren. 

Bei diesem und anderen Ange-
boten habe Mokina gesehen, wie 
wissbegierig das österreichische Pu-
blikum ist. „Die Menschen kommen 
mit einem ganzen Arsenal an Fragen, 
ihre Neugier treibt sie an, die Gren-
zen des Wissens zu erkunden. Sie 
suchen nicht nur nach Antworten, 
sondern bringen ihre eigenen Ideen 
und Perspektiven ein, was zu einem 
dynamischen Austausch von Gedan-
ken und Erkenntnissen führt“, erzählt 
sie. Fördere man diese Kommunika-
tion zwischen Wissenschaft und 
Öffentlichkeit, bringe das enormes 
Potenzial für die Zukunft, ist Mokina 
überzeugt: „Ein besseres Verständnis 
für die Funktionsweise der Dinge, ein 
größeres Vertrauen in wissenschaft-
liche Ergebnisse, ein größerer Ent-
husiasmus für das Studium und die 
Weiterentwicklung der Wissenschaft 
und eine insgesamt bessere Lebens-
qualität sind nur einige der vielen 
positiven Ergebnisse, die wir erzielen 
können.“ 

Marlene Erhart ist Wissenschaftsredakteurin 
des STANDARD. Sie studierte Journalismus an 
der FH Wien und wurde unter anderem mit dem 
Förderungspreis für Wissenschaftspublizistik 
des Bundesministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Forschung ausgezeichnet.  

Valentyna Mokina

Megan Cordill
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D ie renommierte Wissenschaftsforscherin Ulrike Felt spricht über die Ursachen und 
Auswüchse der Wissenschaftsskepsis – und nimmt dabei nicht nur die Politik, sondern 

auch die Wissenschaft selbst in die Pflicht. Das Interview hat Peter Illetschko geführt.
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Österreich gilt als stark wis-
senschaftsskeptisches Land …

Ulrike Felt: Das würde ich nicht so ge-
neralisieren. In Österreich gibt es schon 
bestimmte Konstellationen, in denen 
die Menschen sehr skeptisch sind, es 
gibt auch andere Momente, wo eine un-
glaubliche Wissenschafts- und Tech-
nologiegläubigkeit vorherrscht. Wir 
sind etwa relativ unkritisch gegenüber 
neuen Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, wir sind dagegen 

sehr kritisch, wenn es um genetisch 
veränderte Nahrung geht und wenn es 
um Kernkraft geht. Das hat kulturhis-
torische Wurzeln: Ein Volksbegehren 
gegen das Atomkraftwerk Zwentendorf, 
in dem sich politische und wissen-
schaftliche Fragen wild durchmischt 
haben, ein Gentechnik-Volksbegehren, 
das in einem ideologisch aufgeladenen 
und von einem Informations-Wirrwarr 
geprägten Klima stattgefunden hat, 
haben in beiden Bereichen zu einer 
technikkritischen Haltung geführt. 

Spannend wäre, zu überlegen, wie die 
Entscheidungen heute vor dem Hinter-
grund eines spürbaren Klimawandels 
ausfallen würden. 

Gibt es historisch Momente, 
die zeigen, wie diese sehr 
ambivalente Einstellung zur 
Wissenschaft entstanden ist?

Wenn man Wien am Beginn des 
20. Jahrhunderts betrachtet, findet 
man schon diese Bruchlinien. Es gab 

Stimme-Talk
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eine verspätete Industrialisierung, es 
gab eine starke Sozialdemokratie, die 
versuchte, die Arbeitenden auf die 
neuen Begebenheiten vorzubereiten 
und umzuschulen und die von einem 
stark technologiepositiven Gedanken 
getragen war. Damals entstanden in 
Österreich auch die Volkshochschu-
len, die hierzulande eine im inter-
nationalen Vergleich überraschend 
hohe Qualität hatten. Ein Artikel in 
der Arbeiter-Zeitung beschreibt im 
September 1925 die Volkshochschu-
len als „Festungsgürtel der Volksbil-
dung“ – zwischen der Urania und 
Ottakring. Es entstand die Vorstellung, 
dass man sich durch Bildung aus 
einer misslichen Lage herausziehen 
konnte. Gleichzeitig war aber auch 
der Einfluss des Kaiserreichs spürbar, 
das sehr konservativ und nicht gera-
de technologiefreundlich war. Spuren 
einer solchen Ambivalenz in Bezug 
auf Wissenschaft und Technik haben 
bis heute Bestand. Weshalb ich nicht 
von wissenschaftsskeptisch oder wis-
senschaftsfeindlich sprechen würde, 
sondern von einer tiefen historisch 
verwurzelten Ambivalenz in Bezug 
auf Wissenschaft. Die Ambivalenz be-
steht sogar innerhalb eines Menschen: 
Es gibt Leute, die vehement gegen die 
mRNA-Impfung sind, aber jederzeit 
ärztlichen Rat in Anspruch und Medi-
kamente nehmen, weil es sie beruhigt 
und weil sie an die Wirksamkeit dieser 
Medikamente glauben.

Das Hauptargument gegen die 
Impfung war ja, sie sei noch 
nicht lange genug getestet 
worden. Mittlerweile wurde 
die Impfung mehrere Milli-
onen Mal erfolgreich ange-
wandt und das Argument wird 
immer noch angeführt. Warum?

Die Ablehnung gegenüber Wissen-
schaft ist durchaus sehr selektiv. Gen-
technik ist sicher ein sensibles Thema. 
Das Anti-Impfthema würde ich nicht 
ausschließlich unter Wissenschaftss-
kepsis einreihen. Das ist so ein Stim-
mungshybrid – man nimmt die Politik 
als schwach wahr, hat das Gefühl, dass 
die großen Konzerne die Welt regieren, 
will sich und sein kleines Leben genau 
davor schützen. Natürlich gibt es auch 

Misstrauen gegen den Impfstoff, zum 
Teil gefüttert durch Falschinformati-
onen. Ich finde aber sehr spannend, 
dass es diese Skepsis im Umgang mit 
neuen Informations- und Kommuni-
kationstechnologien überhaupt nicht 
gibt. Wir befragen jederzeit Dr. Google, 
wir haben selbstverständlich unseren 
Account bei X, wir sind bei TikTok. Es 
gibt da schon auch Kritiker, aber nie-
mand geht deswegen auf die Straße, 
obwohl die Informationstechnologien 
und die großen Konzerne sehr wohl 
Daten über uns sammeln, die nicht zu 
unserem Nutzen verwendet werden. 
Aber die Medizin wird viel direkter als 
Eingriff in die Privatsphäre gesehen. 

Hat Skepsis hauptsächlich mit 
Bildung zu tun?

Nein, die Skepsis gibt es in allen 
Schichten. Und die Argumente können 
auch innerhalb einer Schicht ganz un-
terschiedlich sein. Aus meiner eigenen 
Erfahrung: Gebildete Menschen lassen 
etwa ihre Kinder impfen, weil es die 
Gesellschaft so erwartet, verweigern 
sich aber selbst. Die Kinder würden 
das noch nicht entscheiden können, 
sie aber schon. Eine höchst verquer 
anmutende Logik. 

Hat die Wissenschaft im Zuge 
der Corona-Pandemie immer 
eine leicht vermittelbare 
Rolle gespielt?

Nein. Politiker und Medien haben 
teilweise so getan, als hätte die Wissen-
schaft immer, auch in dieser außerge-
wöhnlichen Situation, in der wir alle 
waren, eine Lösung parat. Das stimmt 
einfach nicht. Forschende haben rele-
vante Überlegungen zur Verbreitung 
dieses Virus angestellt, haben expe-
rimentiert, analysiert, andere sind auf 
scheinbar gegensätzliche Ergebnisse 
gestoßen. Damit ist nur sichtbar ge-
worden, was in der Wissenschaft täg-
lich passiert. Nur normalerweise sieht 
diesen Prozess in der Öffentlichkeit 
niemand. In der Corona-Pandemie 
hat man es mitbekommen. Es war 
auch fahrlässig, Modellierungen von 
möglichen Szenarien einem Politi-
ker mitzugeben. Da hätte es eine Art 

„Beipackzettel“ gebraucht: Bitte nicht 

glauben, dass man diese Modellierung 
direkt umsetzen kann, das ist eine 
Worst-Case-Rechnung. Ich kann nicht 
beliebig Politik mit wissenschaftlichen 
Informationen füttern und darauf hof-
fen, dass sie das dann schon gut um-
setzen werden. 

Wir haben ein Problem und die 
Wissenschaft hat die Lösung: 
War diese Schlussfolgerung 
der große Irrtum der Politik?

Natürlich suchen wir in der Wis-
senschaft nach Antworten für ein 
bestimmtes Problem. Und manch-
mal finden wir Antworten, die wir 
nicht gesucht haben. Ein gewisses 
Zufallsprinzip, das in der Wissen-
schaft bestimmend ist, das man auch 
zulassen muss. Die Wissenschaft 
kann nicht Antworten auf Zuruf lie-
fern. Das ist unsere Welt, und das be-
stimmt unseren Alltag. Natürlich hat 
man Fehler gemacht im Umgang mit 
Wissenschaft als Beratungsinstanz – 
und zwar auf allen Seiten. Eine am-
bivalente Haltung zur Wissenschaft 
kann durchaus positiv sein und zu 
wichtigen kritischen Fragen führen, 
für die es Platz geben muss. Am Be-
ginn der Corona-Pandemie hat man 
aber genau das vermittelt: Die Wis-
senschaft sagt A und daher sagen wir 
alle jetzt A. Das war genauso fahrläs-
sig. Die Politik muss Abwägungs- und 
Argumentationsarbeit leisten und 
nicht ausgewählte Experten und Ex-
pertinnen vorschieben. Und jetzt zu 
sagen, dass man nicht so viel auf die 
Wissenschaft hören soll, das ist, gelin-
de gesagt, erbärmlich. Und genau dort 
wird die angesprochene Ambivalenz 
klar. Man hätte nicht so viel auf die 
Wissenschaft hören sollen. Was soll 
das heißen? Herrschaftzeiten! Man 
hätte als Politiker handeln sollen. Und 
nicht eindimensional argumentieren 
sollen. Dann hätte es vermutlich in der 
Folge auch weniger Skepsis gegeben 

– was die Wissenschaft betrifft, aber 
vielleicht auch die Impfungen.

Ulrike Felt ist Wissenschaftsforscherin, seit 
1999 ist sie Professorin für Wissenschafts- und 
Technikforschung am gleichnamigen Institut. 
Sie leitete dieses neu gegründete Institut von 
2004–2014 und wieder seit Oktober 2018. Von 
2014–2018 war sie Dekanin der Fakultät für 
Sozialwissenschaften.  
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Morgen gibt es schönes Wetter. Das 
glaube ich, weiß es aber natürlich 
nicht, zumal ich kein Meteorologe 
bin. Sie, liebe Leser:innen, glauben, 
dass die meisten Menschen in Öster-
reich freundlich und weltoffen sind, 
einige von ihnen machten eventuell 
eine andere Erfahrung. Ich kann es 
nicht wissen. Ich glaube, dass der 
neue Film von Martin Scorsese ein 
aufwühlendes Stück amerikanischer 
Geschichte ist, aber natürlich kann 
ich es nicht wissen, solange ich ihn 
nicht gesehen habe. Worauf ich hi-
naus will? Es kommt immer auf den 
Kontext an, was wir mit glauben mei-
nen. Das große Problem an der hier-
zulande, aber auch in Deutschland 
grassierenden Wissenschaftsskepsis 
ist: Immer häufiger wird eine nicht 
belegte Meinung besonders emotio-
nal als „Glauben“ vermittelt und in 
der Diskussion als unumstößliches 

„Wissen“ hochstilisiert.  Menschen 
treten an die Öffentlichkeit, erzählen 
Unsinn, finden über die Art, wie sie 
etwas sagen, Anhänger:innen. Man 
könnte sagen: Gläubige, doch das 
wäre eine Beleidigung für alle, die 
sich, in welcher Religion auch immer 

zu Hause fühlen.  Falschmeldungen 
werden vielfältig verbreitet – und ir-
gendwann sagt ein möglicherweise 
nicht restlos aufgeklärter Mensch 
über wissenschaftliche Erkenntnis-
se: Da habe ich meine Zweifel, weil 
dazu habe ich schon mehrfach etwas 
ganz anderes gehört.

Ein Buch der Kabarettgruppe 
Science Busters heißt „Wer nichts 
weiß, muss alles glauben“. Ich wür-
de eher sagen, wer es nicht weiß, 
sollte sich bei berufenen Quellen 
informieren. Diese sind gar nicht 
so leicht zu finden.  Unsinn ist 
überall und verbreitet sich in unsi-
cheren Zeiten – Corona, Inflation, 
Ukraine-Krieg, Nahost-Krieg – be-
sonders schnell. Der Kabarettist Alex 
Kristan sagte einmal: Er sei schon als 
Kind mit Fake News konfrontiert ge-
wesen: „Iss auf, sonst wird das Wet-
ter morgen nicht schön! Schau nicht 
so viel fern, sonst kriegst du eckige 
Augen.“ 

Echte Fake News sind nicht lustig 
und weitaus problematischer.  Bei 
ihrer Verbreitung spielt die Politik 

eine traurige Rolle. In einer Zeit, 
in der ein Politiker, der eine Wahl 
verliert, wider besseres Wissen von 
Wahlbetrug redet, zum Sturm auf 
die Grundfesten der Demokratie an-
stachelt und jetzt wieder mächtigster 
Mann in der westlichen Welt werden 
will, sind Falschmeldungen aller Art 
besonders gefährlich. Dabei gibt es 
nicht nur Politiker, die wie ein Tor-
nado agieren, es gibt auch solche, 
die manchmal eine unangenehme 
Zugluft zur falschen Zeit loslas-
sen – und genau damit der Wissen-
schaftsskepsis das Wort reden. Wenn 
ein österreichischer Bundeskanzler 
zum Beispiel rückblickend auf die 
Corona-Pandemie von einer Exper-
tenhörigkeit spricht, macht er nichts 
anderes, als die wissenschaftliche 
Expertise in Österreich anzugreifen, 
wie der Onkologe Christoph Zielinski 
im STANDARD schrieb. Als Politiker 
sollte man es eigentlich besser wis-
sen – und auf seine Worte achten. 

Warum ist es so, dass wir uns so 
leicht lenken lassen? Natürlich trägt 
die Künstliche Intelligenz (KI) eini-
ges dazu bei. Es lässt sich oft nicht 

Peter Illetschko

Religion
Unsinn als

„G lauben heißt nicht wissen.“  Wer immer diesen Satz im Alltag sagt, meint wahrscheinlich 
nicht glauben im religiösen Sinn, sondern „denken“, „meinen“, „hoffen“ oder „erwarten“,   

und schließt vernünftigerweise den Widerspruch zum Gesagten mit ein. 

Wie sich Fake News in der Welt verbreiten 
und was man dagegen tun könnte
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mehr zweifelsfrei sagen, ob ein ge-
zeigter Film echt oder ein Fake ist. 
Es sind aber bei weitem nicht nur 
Technologien, die uns täuschen. Wir 
lernen am leichtesten und am besten 
in einem vertrauten sozialen Umfeld. 
Das kann die Familie sein, das sind 
mit Sicherheit Freunde und Freun-
dinnen, manchmal vielleicht doch 
auch die Schule, heutzutage aber 
auch Social-Media-Plattformen aller 
Art. Hier wird Unsinn verbreitet und 
sogar zu terroristischen Aktivitäten 
aufgerufen. In einer Welt voller mili-
tärischer Konflikte wird ein Posting 
zur Gefahr für viele Menschen.

Jenen, die nun „Ohne Internet war 
alles besser“ sagen, sei eine Ge-
schichte aus dem 19. Jahrhundert 
mitgegeben. Ein Arzt im Nordwesten 
der USA soll laut dem Wissenschafts-
magazin Scientif ic American vor 
einer Raupe gewarnt haben, sie sei 
hochgiftig wie eine Klapperschlan-
ge. Wer gebissen werde, würde einen 
Krampf bekommen und schließlich 
sterben. Und obwohl viele Expert:in-
nen sich über diesen Unsinn lustig 

gemacht haben, war der Glaube dar-
an unerschütterlich. 

Warum glauben wir viele Dinge, 
obwohl es offenkundige Falschmel-
dungen sind? Warum lassen wir uns 
so schwer vom Gegenteil überzeu-
gen? Corona sei eine Erfindung der 
Mächtigen, um uns einfache Leute 
zu drangsalieren, man schrecke 
vor nichts zurück, Roboterbienen 
würden uns mit dem gefährlichen 
Impfstoff angreifen. Derlei konnte 
man im Laufe der vergangenen drei 
Jahre lesen. Meist stützen sich die 
Autoren und Autorinnen derartiger 
Einträge auf Erzählungen aus ihrem 
Umfeld. Der Nachbar habe erzählt, 
dass eine Bekannte von ihm etwas 
gehört habe … Anekdotisches Wis-
sen wird gern verbreitet. Besonders 
schwierig wird es, wenn Menschen 
mit Insignien der Glaubwürdigkeit 
Falschinformationen verbreiten. 
Leute, die Doktor- oder Professo-
rentitel im Namen tragen und über 
Internet oder Fernsehen Bullshit 
als Fakt präsentieren – und dabei 
nicht einmal rot werden. Experten 

und Expertinnen also, denen man 
gern glauben würde, weil sie doch 
studiert haben. Ärzt:innen, Wissen-
schaftler:innen, Journalist:innen 
waren und sind darunter.

Wem bitte soll man 
dann noch glauben?

Zuallererst: Es geht in den Wissen-
schaften nicht um Glauben, eher um 
die richtigen Fragen, um Ergebnisse 
und Erkenntnisse und den Versuch, 
diese erneut zu verifizieren oder zu 
falsifizieren. Gute Wissenschaft ist 
nie am Ziel, sie stellt immer Fragen, 
sie ist eine Methode, um der Wahr-
heit ein Stück näherzukommen. 
Natürlich kann sie auch scheitern, 
dann werden die Ergebnisse der 
Forschungsarbeit nicht publiziert. 
Gute Wissenschaft hinterfragt, und 
dabei kann und darf sie auch an in 
Stein gemeißelten Dingen rütteln, 
dort, wo die Weltsicht eine Glau-
bensfrage wird, muss sie das auch, 
um die Gesellschaft ein Stück wei-
terzubringen. Galileo Galilei hat 
das getan. Er bewies, dass sich die 
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Planeten des Sonnensystems um den 
zentralen Stern bewegen, womit er 
das heliozentrische Weltbild von Ko-
pernikus bestätigte. Die kirchliche 
Inquisition stellte ihn unter Arrest, 
nachdem er ihre Ablehnung seiner 
Erkenntnisse verspottete, formell re-
habilitiert wurde er erst in den 1990er 
Jahren. Zum Glück ist es heute in der 
westlichen Welt nicht mehr möglich, 
Wissenschaftler:innen einzusperren, 
die Machthabern widersprechen. 

Wie kann man sich und seine Um-
welt vor dem Glauben an falsche 
Nachrichten, vor Fake News und 
Verschwörungstheorien schützen?  
Im Großen und Ganzen, indem man 
kritische Fragen stellt, nach Quel-
len für Behauptungen fragt, nach 
zugrundeliegenden Studien und ob 
diese unabhängig kontrolliert wur-
den. Dabei sollte man stets sachlich 
bleiben. Ein tatsächlich schwieriges 
Unterfangen. Oder wie würden Sie 
reagieren, wenn Ihnen jemand sagt, 
dass die Erde flach ist? Es gibt nicht 
so wenige, die daran glauben. For-
dern wir doch diejenigen, die daran 
glauben, auf, auf einen Baum zu 
klettern, umso weiter oben man ist, 
umso weiter kann man sehen.  Auch 
das ist nur durch die Krümmung der 
Erde möglich.

Sie sehen also, dass wissen nichts 
mit glauben zu tun hat, sondern 
mit fragen, experimentieren, erfah-
ren und erkennen. Das muss man 
im Umgang mit Fake News oder 
Verschwörungstheorien beachten. 
Eine weitere Möglichkeit wäre mehr 
hochqualifizierter Wissenschafts-
journalismus. Ihn zu fördern, hat in 
Österreich keine Tradition. Mit we-
nigen Ausnahmen – Ö1, STANDARD, 
Presse, Profil, Wiener Zeitung, ORF 
III – scheint Wissenschaft eine Ma-
terie zu sein, die Medienhäuser für 
allzu sperrig halten, um es ihrem 
Publikum zuzumuten. Ich darf Ih-
nen etwas aus meiner Vergangenheit 
als Wissenschaft-Ressortleiter beim 
STANDARD verraten: Die Geschich-
ten haben online hervorragende 
Zugriffe, die Sorge um die Leser und 
Leserinnen ist also unbegründet.

Da seriöser Wissenschaftsjourna-
lismus stets faktenbasiert arbeitet 

– zum Beispiel dank intensiver Kon-
takte zu Universitäten im In- und 
Ausland, dank Zugängen zu Fach-
journalen, die Artikel ausschließ-
lich nach Peer-Review-Verfahren 
publizieren –, kann er Falschmel-
dungen auch tatsächlich falsifizieren. 
Nehmen wir doch die Behauptung, 
ein Pferde-Entwurmungsmittel 
sei hervorragend zur Bekämpfung 
der Corona-Infektion geeignet. Ein 
glücklicherweise ehemaliger Minis-
ter Österreichs war davon überzeugt. 
In Folge war das Mittel häufig ausver-
kauft, seine Käufer:innen brachten 
sich durch die Einnahme in Lebens-
gefahr. 

Manchmal könnte man schon ratlos 
werden angesichts von so viel Glau-
ben an Unfug. Und von der schier un-
vergänglichen Hartnäckigkeit eines 
Fakes: Irgendjemand wird sich schon 
finden und das Entwurmungsmittel 
für Pferde wieder ins Spiel bringen. 
Und die Fakten ganz einfach unter 
den Tisch kehren. Oder sie abstrei-
ten, obwohl sie tausendfach bestä-
tigt sind. Der grüne Politiker Michel 
Reimon schrieb einmal auf X, als es 
noch Twitter hieß:  „Wenn du auf 
Twitter schreibst, dass die Winkelsu-
mme des Dreiecks 180 Grad beträgt, 
wirft dir sicher wer vor, dass du das 
verteidigst.“ Damit ist eigentlich vie-
les gesagt. 

Es heißt also, nicht aufgeben, auch 
wenn wir Unsinn hören. Wir müssen 
auf allen möglichen Kanälen dafür 
sorgen, dass Fakten sich gegen den 
Glauben an Humbug durchsetzen. 
Wir können dazu beitragen, indem 
wir über die Grenzen unserer Blase 
schauen und sachlich argumentie-
rend abstruse Ansichten so gut es 
geht entkräften. Eine große Aufga-
be. Ich wünsche uns allen dabei viel 
Erfolg.

Peter Illetschko ist Wissenschaftsjournalist 
und arbeitet als Science Communication Ma-
nager an der St. Anna Kinderkrebsforschung. 
Der vorliegende Text ist die Basis für einen 
Vortrag, den der Autor am 29. November 
2023 zum Tag der Linzer Hochschulen hielt. 
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Die Frauen- und Geschlechterfor-
schung ist ein historisch gewachse-
nes, interdisziplinäres Projekt, das 
sich erst in den letzten Jahrzehnten 
als eigene Fachrichtung etabliert hat. 
Im frühneuzeitlichen Europa be-
durften Universitätsgründungen der 
Zustimmung der jeweiligen Landes-
herren und des Papstes. Europäische 
Universitäten waren für Jahrhunder-
te eine reine Männerwelt. Frauen wie 
die italienische Philosophin und Phy-
sikerin Laura Bassi, die 1733 als erste 
Professorin Europas an die Universi-
tät Bologna berufen wurde, stellten 
eine Ausnahme dar. Die ordentliche 
Zulassung zum Studium musste von 
Frauen und anderen marginalisierten 
Gruppen wie rassifizierten Menschen 

was?
Gaga 

Fritzi M.

Wenn man Birgit Kelle Glauben schenkt, dann wird die sogenannte westliche Welt 
von einer schrecklichen Plage heimgesucht: dem sogenannten GenderGaga. Sollten 

Sie bei Gaga zunächst an Freddie Mercury oder Stefani Germanotta gedacht haben, muss 
ich Sie leider enttäuschen. GenderGaga ist ein beliebter Kampfbegriff des organisierten 
Antifeminismus. Die rechtskonservative Publizistin Kelle etwa nutzt ihn prominent in ihrer 
2015 erschienenen Schrift „GenderGaga. Wie eine absurde Ideologie unseren Alltag erobern 
will“. 

Was soll GenderGaga sein? Gender-
Gaga, das sind für Birgit Kelle und 
ihre Mitstreitenden eine Menge Dinge: 
Kindergartenkinder, die sich anders 
kleiden, als sie es möchten, Anti-Dis-
kriminierung- und Gleichstellungspo-
litiken und die Existenz transidenter 
Menschen, um nur einige prominente 
Beispiele zu nennen. Eine besondere 
Abneigung hegt Kelle auch gegen die 
Frauen- und Geschlechterforschung, 
auch Gender Studies genannt. Damit 
ist sie nicht alleine. Ich gebe Gender 
Studies in die Google-Suchmaske ein. 

„Sind Gender Studies wissenschaft-
lich?“, ist das erste Ergebnis, das 
der Algorithmus mir vorschlägt. Ich 
erweitere die Recherche und googele 
andere Fachrichtungen: Soziologie, 

Mathematik, Sportwissenschaften. 
Augenblicklich erscheinen Angaben 
zu dem jeweiligen Fach, der Dauer 
des Studiums, klassischen Arbeits-
bereichen und Karriereaussichten 
auf meinem Display. Die Ergebnisse 
der Suche heben sich merklich von 
der vorausgegangenen ab. Sie sugge-
rieren: Gender Studies sind keine wis-
senschaftliche Disziplin (wie andere). 

Doch was sind Gender Studies über-
haupt? Bevor wir uns wieder Frau 
Kelle und ihrem Gaga zuwenden, soll-
ten wir uns der Beantwortung dieser 
Frage widmen. Die Antwort ist fast 
ernüchternd und bedauerlicherwei-
se spielen ikonische Popgrößen und 
Gaga erneut keine tragende Rolle. 

oder

Alles

Antifeministische Agitation 
gegen die kritische Geschlechterforschung
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weltweit erst erkämpft werden. Im 
deutschsprachigen Raum war die 
Schweiz das erste Land, welches das 
sogenannte Frauenstudium ab 1865 
ermöglichte. Ein Jahr später wur-
den Frauen auch in der Habsburger 
Doppelmonarchie in Teilen zum Stu-
dium zugelassen. In Preußen war die 
reguläre Immatrikulation für Frauen 
mit einer Gesetzesänderung ab 1908 
möglich. Institute verweigerten 
Frauen jedoch jahrelang weiterhin 
den Zugang, und der Ausschluss von 
Vorlesungen war eine gängige Praxis. 
Während der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft wurden zudem 
viele Frauen in Deutschland und Ös-
terreich gegen ihren Willen aus dem 
Wissenschaftsbetrieb entlassen. Der 
Ausschluss von Frauen und ande-
ren marginalisierten Gruppen war 
jedoch keinesfalls ein europäisches 
Phänomen. Die US-amerikanische 
Ivy-League-Universität Yale ließ zum 
Beispiel erst 1969 die ersten Studen-
tinnen zu. 

Die späten 1960er und 1970er Jahre 
waren weltweit eine Zeit des gesell-
schaftlichen Umbruchs. Neben der 
Antikriegsbewegung, der schwarzen 
Bürgerrechtsbewegung in den USA 
und Befreiungskämpfen kolonisier-
ter Menschen formierten sich auch 
studentische Reformbewegungen an 
den Universitäten. Die Frauenhoch-
schulbewegung entstand aus der 

„Studentenbewegung“ heraus, entwi-
ckelte sich aber unabhängig von und 
teilweise in Opposition zu dieser, da 
sie der Ansicht waren, die besondere 
Situation von Frauen werde von die-
ser nicht ausreichend berücksichtigt. 
Die Beteiligten kritisierten sowohl die 
Organisation der Hochschulen, die 
Frauen weiterhin strukturell benach-
teiligten, als auch die Wissenspro-
duktion selbst, die Männlichkeit 
jahrhundertlang weitestgehend unge-
stört mit Menschlichkeit gleichgesetzt 
hatte. Die Aktivistinnen brachten ihre 
Überlegungen auch in die eigene 
Forschung ein. Dies war in gewisser 

Weise der Beginn der kritischen Ge-
schlechterforschung.

Die Versuche, der männlichen Vor-
machtstellung zu begegnen, sahen 
jedoch unterschiedlich aus. Während 
einige Wissenschaftlerinnen nach 
einer genuin weiblichen Perspektive 
suchten, die sie einem männlichen 
Blick in ihren Disziplinen entgegen-
stellen wollten, forderten andere 
Forschende die Infragestellung von 
Geschlecht selbst und der Annahme, 
es sei ahistorisch, ein reines biologi-
sches Faktum und damit schicksals-
weisend. Sie forderten, Vorstellungen 
von Geschlecht in ihrem jeweiligen 
historischen und gesellschaftlichen 
Kontext zu betrachten, anstatt es als 
gegeben hinzunehmen. 

Der Begriff Gender ist aus dem Engli-
schen entliehen und betont diese sozi-
ale Dimension von Geschlecht. Diese 
unterschiedlichen Denktraditionen 
prägen die Forschung bis heute und 
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spiegeln sich auch in aktivistischen 
Debatten. Die deutsche Bezeichnung 
Frauen- und Geschlechterforschung 
verweist auf das Spannungsverhält-
nis. Mit der dritten feministischen 
Welle setzte sich in Deutschland aber 
auch die Bezeichnung Gender Stu-
dies durch. Ich habe mich dazu ent-
schieden, in diesem Text die Begriffe 
Geschlechterforschung und Gender 
Studies wie Synonyme zu behandeln. 

Ende der 1980er Jahre hatten sich in 
vielen Disziplinen kritische Ansätze 
zur Erforschung von Geschlechtern 
und Geschlechterverhältnissen etab-
liert und sich inhaltlich weiter ausdif-
ferenziert. Auch wenn die Geschichts-, 
Sozial- und Rechtswissenschaften 
prominente Ansätze lieferten, wäre 
es falsch, die Geschlechterforschung 
darauf zu reduzieren. So gibt und 
gab es immer auch Forschende in 
den Naturwissenschaften, die zur 
Geschlechterforschung beitrugen, 
wie die US-amerikanische Biologin 
Ruth Hubbard. Allerdings fehlte es im 
deutschsprachigen Raum vielerorts 
weiterhin an inneruniversitärer Inf-
rastruktur, die die Bemühungen der 
unterschiedlichen Fachrichtungen 
und Ansätze miteinander verbun-
den hätte. An der Universität Wien 
wurde deswegen 1993 die „Interuni-
versitäre Koordinationsstelle für 
Frauenforschung und Frauenstudien 
Wien“ gegründet, Vorläufer des heu-
tigen Referats Genderforschung. Im 
Wintersemester 1997/1998 entstanden 
an der Humboldt Universität zu Berlin 
und der Carl von Ossietzky Universität 
Oldenburg die ersten Studiengänge, 
die sich im deutschsprachigen Raum 
explizit mit kritischer Geschlechter-
forschung auseinandersetzten. In 
den letzten Jahrzenten ist die Diszi-
plin langsam gewachsen. Allerdings 
ist Frauen- und Geschlechterfor-
schung weiterhin eine relativ kleine 
und ressourcenarme Disziplin. Laut 
dem Portal „Datensammlungen Ge-
schlechterforschung der Datenbank 
des Margherita-von-Brentano-Zent-
rums“ verfügten im Sommersemester 
2023 173 Professuren an deutschen 
Hochschulen über eine Voll- oder 
Teildenomination in der Frauen- und/
oder Geschlechterforschung. Dies ent-
spricht einem Anteil von 0,3 Prozent. 

Zum Vergleich: 2022 gab es nach An-
gaben des Statistischen Bundesamtes 
der Bundesrepublik beispielsweise 
6.529 Professuren für Naturwissen-
schaften und Mathematik und 13.145 
für Bauingenieurwesen. In Österreich 
bestehen aktuell 22 Professuren im 
Bereich der kritischen Geschlech-
terforschung. Dies entspricht einem 
Anteil von 0,4 Prozent. In der Schweiz 
gibt es sechs Professuren auf dem Ge-
biet. 

Es würde mich nicht überraschen, 
wenn Sie den Anteil der Gender 
Studies an der Gesamtwissenschaft 
deutlich höher eingeschätzt hätten. 
Das kommt nicht von ungefähr. Teil 
der erfolgreichen, antifeministischen 
Agitation gegen die Frauen- und Ge-
schlechterforschung ist eine verzerr-
te Darstellung ihres Einflussbereichs 
und Umfangs. So spricht die eingangs 
erwähnte Birgit Kelle etwa von einer 

„Gender-Industrie mit Tausenden Be-
schäftigten“. 

Es ist nach unserem Exkurs in die 
Wissenschaftsgeschichte nun be-
dauerlicherweise doch noch einmal 
an der Zeit, zum organisierten An-
tifeminismus und seinem Gaga zu-
rückzukehren. Kritik an den Gender 
Studies kommt nicht ausschließlich 
von explizit antifeministischen Ak-
teur:innen. Ich möchte mich hier al-
lerdings auf diese konzentrieren, da 
sie meiner Ansicht eine spezifische 
Erzählung produzieren, die sehr ein-
flussreich ist. Doch was ist Antifemi-
nismus überhaupt? 

Den Begriff des Antifeminismus 
prägte die deutsche Feministin 
Hedwig Dohm bereits 1902 in An-
lehnung an Antisemitismus in ihrer 
Schrift mit dem bezeichnenden Ti-
tel „Die Antifeministen“. Antifemi-
nismus ist eine Brückenideologie, 
die Akteur:innen unterschiedlicher 
Weltanschauungen wie fundamen-
tal christliche Gruppen und säku-
läre Maskulist:innen lose verbindet. 
Gemeinsam ist antifeministischen 
Akteur:innen, dass sie nicht nur an 
ein unveränderliches Geschlecht, 
sondern auch an eine natürliche Ge-
schlechterordnung glauben, die da-
mit einhergehe, und feministische 

Bestrebungen deswegen explizit 
ablehnen. Obwohl sie mit sogenann-
ten Differenzfeministinnen wie Alice 
Schwarzer die Annahme eines vor-
bestimmten und unausweichlichen 
Geschlechts teilen, unterscheiden 
sie sich von Schwarzer zum Beispiel 
durch ihre Haltungen zu Homose-
xualität, die von den meisten An-
tifeminist:innen als pathologisch 
angesehen wird. Die Begründungs-
logiken reichen von einer strikten 
Interpretation religiöser Schriften 
bis zu verkürzten evolutionsbiologi-
schen Darstellungen. Anders als die 
Antifeminist:innen, mit denen sich 
etwa Hedwig Dohm um 1900 ausei-
nandersetzte, beanspruchen einige 
Autorinnen des zeitgenössischen 
Antifeminismus jedoch auch das La-
bel „Feministin“ für sich, entleeren 
es jedoch inhaltlich. Diese Strategie 
ähnelt der rechter Populist:innen 
wie Donald Trump, die sich als die 

„wahren Demokraten“ bezeichnen, 
trotz traditionell antidemokratischer 
Positionen und Politiken. Bekannte 
Gesichter des organisierten Antife-
minismus sind die AfD-Politikerin 
Beatrix von Storch und ihr Mann 
Sven von Storch, die katholische Ak-
tivistin Hedwig von Beverfoerde und 
die selbsternannten „Männerrechtler“ 
Eckhard Kuhla und Gerhard Amendt. 

Die antifeministische Abwertung 
der Gender Studies ist eingebettet 
in eine spezifische Erzählung, die 
ich am Beispiel einiger Aussagen 
der deutschen Hochschullehrerin 
Hildegard Stausberg skizzieren werde. 
Stausberg mokierte sich am 15. 3. 2015 
in Die Welt über die Frauen- und Ge-
schlechterforschung. In dem Artikel 
mit dem Titel „Hurra! Viele neue Jobs 
durch Gender-Terror“ beschreibt 
Stausberg angeblich das Gespräch 
mit einer Bekannten, deren Tochter 
Gender Studies studiere. Sie schreibt: 
„Nachdem die gesetzlich fixierte 

Frauenquote nun weitflächig durch-
gesetzt würde, sei eine noch weiter 
in die Tiefe gehende ,Geschlechter-
gleichheit‘ das nächste große gesell-
schaftliche Vorhaben. So zumindest 
würden die Ziele des Gender-Main-
streaming an der Uni ihrer Tochter 
[Tochter von Stausbergs Gesprächs-
partnerin, Anmerkung d. A.] von den 
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dortigen Dozenten vermittelt – und 
deshalb sei diese auch so optimistisch 
in Bezug auf ihre Zukunft. Wenn alles 
so weitergeht wie bisher, könnte sie 
recht behalten. Denn längst hat sich 
unsere mächtige Gender-Lobby eine 
veritable Vermarktungsindustrie auf-
gebaut. Jedenfalls gibt es 146 entspre-
chende Professuren an Universitäten 

– plus weiteren fünfzig an Fachhoch-
schulen“. 

Wir wollen Frau Stausberg trotz 
ihres saloppen Tonfalls beim Wort 
nehmen. Stausbergs Ausführungen 
sind ein gutes Beispiel für die antife-
ministische Erzählung, in der der kri-
tischen Geschlechterforschung eine 
rein funktionale Rolle als „Vermark-
tungsindustrie“ zugeschrieben wird. 
Glaubt man antifeministischen Ak-
teur:innen wie Stausberg, dann unter-
gräbt eine mächtige feministische, oft 
auch homosexuelle Lobby westliche 
Staaten und zwingt alle öffentlichen 
Institutionen zur Implementierung 
von Politiken, die die vermeintlich na-
türliche Ordnung der Welt pervertie-
ren und wehrhafte Männer durch eine 

„politische Geschlechtsumwandelung“ 
(Volker Zastrow) wahlweise symbo-
lisch oder buchstäblich kastrieren. 
Das kann einem lachhaft vorkommen. 
Es ist jedoch die gleiche Begründung, 
mit der der ungarische Ministerpräsi-
dent Viktor Orbán den Gender Studies 
in Ungarn die Akkreditierung entzog. 

Für eine Gruppe von Menschen, de-
ren Anspruch unter anderem die Be-
wahrung der deutschen Sprache ist, 
schaffen seine Vertreter:innen eine 
erstaunliche Anzahl an Neologismen. 
Neben besagtem Gaga finden sich in 
den Schriften von Birgit Kelle, Volker 
Zastrow oder Hildegard Stausberg 
auch die Begriffe Gender-Wahnsinn, 
Gender-Fantasien, Gender-Lobby, 
Gender-Terror, Gender-Industrie und 
nicht zuletzt Gender-Ideologie. Ich bin 
mir sicher, wenn Sie regelmäßig kon-
servative Tageszeitungen lesen, wer-
den Sie weitere Gender-Neologismen 
finden. Rhetorisch wird mit der Un-
schärfe der Begrifflichkeiten gespielt 
und darunter eine Vielzahl unter-
schiedlicher Phänomene subsumiert. 

„Na, Sie wissen schon, worum es geht“, 

scheinen Kelle und Co den Lesenden 
zu sagen, „alles Verrückte halt, Ge-
döns, Dingsbums, all things gender“. 
Gender ist in dieser Verwendung ei-
gentlich ein leerer Begriff. Er steht für 
alles und nichts. Anti-Genderismus 
ist eine beliebte rhetorische Strategie 
antifeministischer Akteur:innen. Zu-
gute kommen ihnen dabei auch inner-
feministische Grabenkämpfe wie die 
kurz angerissene Debatte über die so-
ziale Bedeutung von Geschlecht und 
die Abwertung und den Hass, den 
Schwarzer und Co. transidenten Men-
schen öffentlich entgegenbringen. 

Wir haben in Deutschland und Ös-
terreich eine lange Tradition des ge-
sellschaftlichen Ausschlusses, nicht 
nur von Frauen, auch von queeren 
Menschen, von Menschen, die von 
Antiromaismus, Antisemitismus 
und Rassismus betroffen sind. In 
der antifeministischen Selbstdar-
stellung kämpfen mutige Traditiona-
list:innen gegen eine „übermächtige 
Gender-Lobby“, die ihnen das Wort 
verbietet. Bedenkt man, dass Staus-
berg lange Zeit Chefredakteurin 
aller Fremdsprachenprogramme 
der Deutschen Welle war, Amendt 
Soziologieprofessor, von Storch Po-
litikerin auf deutscher Bundesebene 
mit solch illustren Vorfahren wie ei-
nem NS-Reichsminister und sich alle 
benannten Autor:innen ausführlich 
und andauernd äußern, scheint die-
se Selbststilisierung jedoch mehr als 
fragwürdig. Womit wir es vielmehr zu 
tun haben, ist eine Verkehrung histo-
rischer Realitäten und die konserva-
tive Mobilisierung gegen progressive 
Errungenschaften. Natürlich kann 
man Forschung kritisieren. Man kann 
es und man sollte es. Davon leben die 
Wissenschaften. Aber wenn Sie das 
nächste Mal über GenderGaga stol-
pern, fragen Sie sich vielleicht, was 
genau eigentlich kritisiert wird und 
von wem.

Fritzi M. wurde 1991 in Köln geboren und lebt 
in Leipzig. Sie arbeitet als Politikwissenschaft-
lerin und freie Autorin. Fritzi interessiert sich 
für Macht und Ohnmacht, Gewalt und den 
menschlichen Körper. Die eigene Biografie 
sieht sie als Ausgangspunkt des Schreibens; 
das Schreiben als Akt des Aufbegehrens. 
Schreiben ist für sie immer politisch.
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mit Hilfe krimineller Banden irre-
gulär überschreiten würden. Empi-
rische Belege zeigen jedoch, dass 
die überwältigende Mehrheit der 
Migrant*innen legal einwandert.

Auf die Problematik der übermä-
ßigen Betonung von „Fakten“ in 
Hein de Haas Analyse werde ich 
später eingehen. Aus seinen Aus-
führungen lässt sich jedoch ein 
erster problematischer Zugang der 
Politik zum Wissen identifizieren: 
wenn Entscheidungsträger*innen 
aus machtpolitischen Gründen ihre 
Entscheidungen bewusst nicht auf 
empirische Erkenntnisse stützen, 
sondern die Realität verdrehen.

Dies ist nicht nur ein Problem in 
der Migrationspolitik. In „Post-Truth“ 
(2018) weist der Philosoph Lee McIn-
tyre darauf hin, dass heutzutage 
viele bereit sind, grundlegende 
empirische Evidenz zu verleugnen, 
obwohl sie keinen Zugang zu an-
derem, besser fundiertem Wissen 

Wissen, Demokratie

und Kritik 

Migrationsgesellschaft 

Julia Mourão Permoser

W ie sollten Politik und Wissenschaft zusammenwirken und wie nicht? Eine Analyse 
problematischer Umgangsformen der Politik mit akademischem Wissen und der 

Fallstricke für Wissenschaftler*innen am Beispiel der Migrationspolitik.

Eurobarometer-Umfragen zur Wis-
senschaftsskepsis zeigen für Öster-
reich ein eher düsteres Bild. Laut 
einer neuen Studie des Instituts für 
Höhere Studien (IHS) korreliert zu-
dem Wissenschaftsskepsis mit einer 
Ablehnung der Demokratie. Weiters 
werden in der Studie Politiker*in-
nen zitiert, die wissenschaftliche 
Ergebnisse diskreditieren und als 
ideologisch abwerten. Besonders im 
Migrationsbereich ist die Beziehung 
zwischen Wissenschaft und Politik 
von Spannungen und Instrumenta-
lisierung geprägt. In diesem Beitrag 
analysiere ich drei problematische 
Umgangsformen der Politik mit aka-
demischem Wissen und wie wir die-
sen entkommen können.

Ignoranz oder 
Missachtung von Fakten 
durch die Politik

Der renommierte Migrationsfor-
scher Hein de Haas argumentiert in 
seinem neuen Buch „How Migration 

Really Works“ (2023), dass wir uns 
zur Überwindung der Polarisierung 
in Migrationsfragen auf Fakten kon-
zentrieren und die Debatte auf die 
Frage verlagern müssen, wie wir die 
Migration bestmöglich beeinflussen 
können. Nach Haas verbreiten Poli-
tiker*innen nicht selten absichtlich 
Mythen und Unwahrheiten, um ihre 
politischen Ziele zu erreichen.

Einer der verbreiteten Mythen sei, 
so Haas, der Glaube, die Migration 
sei heute so hoch wie nie zuvor. Die-
ses Narrativ nährt den Diskurs über 

„Migrationskrisen“ und unterstützt 
Forderungen nach mehr Grenzkon-
trollen. In Wirklichkeit wissen wir 
jedoch, dass die Migrationsraten, 
gemessen an der Weltbevölkerung, 
seit Jahrzehnten relativ stabil bei 
etwa drei Prozent der Weltbevöl-
kerung liegen. Ein weiterer Mythos 
betrifft die Vorstellung, die Grenzen 
seien „außer Kontrolle“. Dies er-
zeugt das Bild einer Invasion durch 
Migrant*innen, welche die Grenzen 

in der



haben. Diese Verleugnung basiert 
aber nicht auf einer grundlegen-
den Ablehnung von Wissenschaft 
oder Infragestellung der Existenz 
von „Fakten“. Viel eher besteht das 
Problem darin, dass die Menschen 
dazu neigen, nur den empirischen 
Aussagen zu glauben, die mit ihren 
bisherigen Überzeugungen und 
Ideologien übereinstimmen, alles 
andere wird als „Fake News“ diskre-
ditiert. Mit anderen Worten, wir sind 
zunehmend bereit, die Realität un-
serer moralischen und politischen 
Vision von der Welt unterzuordnen. 
Dies ist, wie McIntyre betont, eine 
äußerst gefährliche Situation für die 
Demokratie.

Missbrauch von 
Wissenschaft

Ein weiteres problematisches Mus-
ter zeigt sich, wenn Politiker*innen 
sich zwar auf die Wissenschaft beru-
fen, dies aber auf eine Weise tun, die 
auf einen Missbrauch wissenschaft-
licher Terminologie hinausläuft.

Das eklatanteste Beispiel für eine 
solche Zweckentfremdung ist die 
Verwendung der Termini „Push- und 
Pull-Faktoren“, um unmenschliche 
Maßnahmen zu rechtfertigen. Den-
ken wir nur an die Weigerung, ertrin-
kende Migrant*innen im Mittelmeer 
zu retten. Diese Position wurde und 
wird mit dem Argument legitimiert, 
man wolle keinen „Pull-Faktor“ 

im Sinne des Anziehens weiterer 
Migrant*innen schaffen. 

Diese Art von Diskurs missbraucht 
die sozialwissenschaftliche Termi-
nologie, um den Anschein von Ratio-
nalität und Objektivität zu erwecken, 
während gleichzeitig einschlägige 
Forschungsergebnisse über die ei-
gentlichen Beweggründe für Migra-
tion ignoriert werden. Dieser Diskurs 
verschleiert weiters die Tatsache, 
dass solche politische Maßnahmen 
immer moralische Entscheidungen 
beinhalten, die normativ gerechtfer-
tigt werden müssen. Anders gesagt: 
Selbst wenn das Sterbenlassen von 
Menschen tatsächlich dazu beitra-
gen würde, künftige Migrations-
ströme abzuschrecken – wäre das 
ausreichend, um diese Maßnahmen 
damit zu rechtfertigen?

In diesem Diskurs erkennen wir 
ein Muster: die Aufforderung der 
Politik an die Wissenschaft, rational 
und objektiv zu sein, Debatten über 
wichtige normative Fragen jedoch 
auszusparen; eine Strategie, die 
eine weitere Herausforderung für 
die Demokratie darstellt.

Symbolische Politik

Mit „symbolischer Politik“ sind 
politische Maßnahmen gemeint, die 
ohne Rücksicht auf wissenschaftli-
che Erkenntnisse umgesetzt werden, 
weil Entscheidungsträger*innen an 

Effekten ihrer Politik nicht wirklich 
interessiert sind. Die Politik, die sie 
betreiben, ist entweder komplett 
ideologisch bestimmt oder sie ver-
folgt ein anderes Ziel als das, was 
sie vorgibt – zum Beispiel die Mehr-
heitsbevölkerung zu befriedigen, in-
dem man Härte demonstriert.

Nehmen wir etwa das Staatsbür-
gerschaftsrecht. Die Frage, ob die 
österreichische Staatsbürgerschaft 
die Krönung eines gelungenen Inte-
grationsprozesses sein soll oder ein 
Hebel für die Integration, wurde aus 
wissenschaftlicher Sicht mehrfach 
untersucht. Es liegen stichhaltige 
Forschungsergebnisse vor, die zei-
gen, dass Naturalisierung zu einer 
Verbesserung der Integration führt 
(siehe u. a. Hainmüller et al. 2017). 
Aus der empirischen Forschung wis-
sen wir auch, dass der Zeitpunkt der 
Einbürgerung entscheidend ist und 
dass die positiven Effekte je nach 
Geschlecht und Herkunftstregion 
der Migrant*innen variieren. Die-
ses Wissen spielt jedoch in der ös-
terreichischen politischen Debatte 
keine Rolle, weil es hier zum Teil um 
eine rein ideologische Position geht: 
Das Erlangen der Staatsbürgerschaft 
muss – unabhängig von ihren Effek-
ten – grundsätzlich schwer sein.

Alle diese problematischen Bezie-
hungsmuster zu wissenschaftlichen 
Erkenntnissen können wir unter 
dem Begriff „postfaktische Politik“ 

24
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zusammenfassen. Der Philosoph 
Ian MacMullen (2020) vertritt die 
Auffassung, dass postfaktische Po-
litik die Demokratie vor allem dann 
bedroht, wenn die Menschen nicht 
nur Informationen diskreditieren, 
die nicht mit ihren Überzeugungen 
übereinstimmen, sondern auch die 
Quelle dieser Informationen. Mit an-
deren Worten: Wenn Wissenschaft-
ler*innen etwas sagen, das meinen 
Überzeugungen widerspricht, dann 
diskreditiere ich nicht nur diesen In-
halt, sondern attackiere die Kredibi-
lität des/der Wissenschaftler*in bzw. 
verliere grundsätzlich das Vertrauen 
in die Wissenschaft. Die empirische 
Behauptung und ihre Kohärenz mit 
meiner politischen Vision bestim-
men die Vertrauenswürdigkeit der 
Quelle.

Wie können Wissenschaftler*in-
nen aber auf diese Situation reagie-
ren? Und welche Fallstricke gilt es 
dabei zu vermeiden? 

Überbetonung von Fakten
 
Der erste Fallstrick besteht in der 

Vorstellung, dass die Hauptaufga-
be der Wissenschaft darin besteht, 
unumstrittene Fakten zu liefern. 
Fundierte wissenschaftliche Er-
kenntnisse sind wichtig, aber in der 
Regel sind sie immer unsicher und 
anfechtbar. Selbst Dinge, die lan-
ge Zeit als Tatsachen oder korrekte 
Erklärungen für die Funktionswei-
se der Welt galten, können sich als 
falsch erweisen. Der Sinn und Zweck 
der Wissenschaft besteht darin, für 
solche Anfechtungen offen zu sein.

Dies bringt Expert*innen in eine 
Situation, die Zeynep Pamuk (2021) 
als „das Paradoxon der wissen-
schaftlichen Beratung“ bezeichnet. 
Im Zusammenhang mit der Rolle, die 
Wissenschaftler*innen während der 
Covid-Pandemie gespielt haben, ar-
gumentiert Pamuk, dass Expert*in-
nen zwischen zwei Zielen gefangen 
waren: Neutralität und Nützlichkeit. 
Einerseits sollten sie neutral sein, 
ehrlich über die Grenzen ihrer Er-
kenntnisse reden und die Unsicher-
heit und Mehrdeutigkeit anerkennen, 
die der wissenschaftlichen Wis-

sensproduktion innewohnen. Ande-
rerseits sollte ihre Expertise gerade 
in dieser herausfordernden Zeit der 
Demokratie dienlich sein. Das kann 
in einer Atmosphäre der ständigen 
Infragestellung von wissenschaft-
lichem Wissen und der Verbreitung 
von Falschinformationen mitunter 
auch bedeuten, dass man versucht, 
das Bild des „Besitzes der Fakten“ 
zu vermitteln, anstatt die Existenz 
einer eindeutigen Wahrheit zu pro-
blematisieren. Diese beiden Ziele 
können einander widersprechen, 
was die Expertinnen in ein Dilem-
ma bringt.

Vernachlässigung 
von Dilemmata

Der zweite Fallstrick für Wis-
senschaftler*innen besteht in der 
Vernachlässigung wertebasierter 
Kompromisse und ethischer Dilem-
mata, die mit politischen Entschei-
dungen verbunden sind. Denn selbst 
wenn das Fachwissen eindeutig ist, 
wird es Situationen geben, in de-
nen auch nach Berücksichtigung 
aller Beweise Entscheidungen ge-
troffen werden müssen, die eine Ab-
wägung zwischen verschiedenen 
Werten, Kompromissen oder sogar 
ethischen Dilemmata erfordern, bei 
denen jede Lösung zwangsläufig 
mit moralischen Kosten verbunden 
ist (Bauböck et al. 2022). Wissen-
schaftler*innen dürfen nicht der 
Vorstellung erliegen, dass sich aus 
fundierten empirischen Erkennt-
nissen zwangsläufig klare politi-
sche Lösungen ergeben werden. 
Politische Entscheidungen erzeu-
gen nicht automatisch Fakten. Alle 
empirischen Erkenntnisse müssen 
auf eine Weise interpretiert und be-
wertet werden, die von Natur aus 
politisch ist.

Schlussfolgerung: 
Die Bedeutung von 
Kritik und Dissens

Die Rolle der Wissenschaft darf 
nicht nur in der Produktion von zu-
verlässigen und vertrauenswürdigen 
Erkenntnissen gesehen werden. Ins-
besondere die Sozialwissenschaf-

ten sind auch dazu da, bestehende 
Überzeugungen zu problematisieren, 
Erkenntnisse zu kontextualisieren 
und vermeintliche „Fakten“ zu inter-
pretieren. Die Wissenschaft ist der 
Ort des Diskurses und des Dissens 
par excellence. Genau das macht 
sie auch so gefährlich für autoritä-
re Politik – man denke nur an die 
Vertreibung der Central European 
University (CEU) aus Ungarn.

Die Wissenschaften werden in au-
toritären Settings angefeindet, weil 
Wissenschaftler*innen behaupten, 
jede vermeintliche Wahrheit auf 
der Grundlage besserer Beweise 
oder stichhaltigerer Argumente 
anfechten zu können. Die Rolle der 
Wissenschaft in demokratischen 
Gesellschaften besteht also darin, 
gleichzeitig der Ort des Wissens und 
des Strebens nach Wahrheit und 
der Ort der Kritik und des Wider-
spruchs zu sein. Mit anderen Wor-
ten: Sie muss der Ort der Neugierde, 
der Skepsis und der intellektuellen 
Freiheit sein. Nur dann kann die 
Wissenschaft einen echten Beitrag 
zur Demokratie leisten.

Bauböck, Rainer, Julia Mourão Permoser and 
Martin Ruhs (2022). The Ethics of Migration 
Policy Dilemmas. Migration Studies 10(3): 
427–441.

Hein de Haas (2023). How Migration Really 
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Issue in Politics. London: Penguin Books.

Hainmueller, Jens, Dominik Hangartner und 
Giuseppe Pietrantuono (2017). Catalyst or 
Crown: Does Naturalization Promote the 
Long-Term Social Integration of Immigrants? 
American Political Science Review 111, Nr. 
2: 256–276.

MacMullen, Ian (2020). Survey article: What 
is ,Post-factual‘ politics? The Journal of 
Political Philosophy 28(1): 97–116.

McIntire, Lee (2018) Post-Truth. Boston: 
MIT Press.

Pamuk, Zeynep (2021). COVID-19 and the 
Paradox of Scientific Advice. Perspectives 
on Politics 20(2): 562–576.
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Erfolgreiche Wissenschaftsvermittlung in Portugal – 
und ihre sichtbaren Folgen

Wenn es um wissenschaftliche Leis-
tungen geht oder die Finanzierung 
von Forschung, dann gibt es andere 
und bessere europäische Länder als 
Portugal, die als Vorbilder dienen 
können. Portugal liegt mit einer For-
schungsquote von gerade einmal 1,4 
Prozent klar hinter Österreich (über 
3,2 Prozent) und auch deutlich unter 
dem EU-Schnitt.

Aus Portugal kam bis jetzt nur ein 
einziger wissenschaftlicher Nobel-
preisträger, der noch dazu beson-
ders umstritten ist: Der Neurologe 

António Egas Moniz erhielt 1949 den 
Medizinnobelpreis für den „thera-
peutischen Wert der präfrontalen 
Leukotomie bei gewissen Psycho-
sen“. Die von ihm propagierte Lo-
botomie erwies sich als einer der 
großen wissenschaftlichen Irrtümer 
des 20. Jahrhunderts. 

  
Doch es gibt einen Bereich, in dem 

Österreich und viele andere Länder 
Europas vom früheren Armenhaus 
Westeuropas etwas lernen können: 
In Sachen Wissenschaftsvermittlung 
hat Portugal in den letzten 25 Jahren 

eine ziemlich einzigartige Erfolgs-
geschichte vorzuweisen – mit ganz 
konkreten und messbaren Auswir-
kungen.

Positive Folgen

Bei den naturwissenschaftlichen 
Pisa-Tests machte Portugal in den 
letzten zwei Jahrzehnten die größten 
Sprünge nach vorn. Bei der jüngsten 
Eurobarometerumfrage aus dem 
Vorjahr, die unter anderem die Ein-
stellungen zur Forschung und das 
wissenschaftliche Wissen abfragte, 
belegte Portugal durchwegs Spit-
zenplätze. Und bei der Impfquote, 
die nach allen bekannten Untersu-
chungen stark mit dem Vertrauen der 
Bevölkerung in die Wissenschaft kor-
reliert, ist das Land Europameister.

Diese Ergebnisse sind umso er-
staunlicher, als Portugal vor gut zehn 
Jahren in einschlägigen Umfragen 
noch eher schlecht abschnitt: Im 
Jahr 2010 etwa lag in Portugal die 
Zustimmung zur staatlichen Förde-
rung von Grundlagenforschung bei 
60 Prozent. Das war vor Österreich 
(48 Prozent) der vorletzte Platz unter 
den damaligen EU-27.

Klaus Taschwer

Lebendige 

Wissenschaft

Das Land mit der besten Impfquote Europas gegen das Coronavirus hat auch ein 
einzigartiges Programm innovativer Wissenschaftskommunikation namens 

Ciência Viva. Die Erfolge der Initiative aus dem Jahr 1996, Forschung Kindern, aber 
auch Erwachsenen näherzubringen, sind nach einem Vierteljahrhundert deutlich sichtbar.
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Rosalia Vargas, Präsidentin von Ciência Viva 

Foto: © Ciência Viva.
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Heute sieht die Haltung gegenüber 
Wissenschaft jedenfalls in Portugal 
deutlich besser aus, während sich in 
Österreich wenig verändert hat. Por-
tugiesinnen und Portugiesen setzen 
im EU-Vergleich besonders hohe Er-
wartungen in neue Technologien wie 
die Gentechnik, während Österreich 
hier Schlusslicht ist. Und während in 
Österreich nur 27 Prozent der Bevöl-
kerung der Meinung sind, dass wis-
senschaftliches Interesse der Jugend 
für den künftigen Wohlstand wichtig 
ist, sind es in Portugal 80 Prozent.  

Lebendige Wissenschaft

Der Schlüssel zur geringen Wis-
senschaftsskepsis in Portugal liegt 
in einem Programm namens Ciên-
cia Viva (deutsch: lebendige Wis-
senschaft), das vor genau 25 Jahren 
startete. Ins Leben gerufen wurde es 
im Jahr 1998 von José Mariano Gago, 
einem Teilchenphysiker, der der ers-
te Wissenschaftsminister Portugals 
war.

„Diese Unterstützung durch die 
Politik war ganz zentral“, erinnert 
sich Rosalia Vargas im Gespräch mit 
dem STANDARD. „Wir mussten den 
Minister nicht von der Wichtigkeit 
von Wissenschaftskommunikation 
überzeugen“, sagt die Präsidentin 
von Ciência Viva, „sondern er hat 
uns gebeten, ein solches Programm 
auf die Beine zu stellen.“

Von Anfang an sei es vor allem 
darum gegangen, Schulen in die 
Aktivitäten einzubinden und Ver-
netzungen zwischen Universitäten, 
der Gesellschaft und den Bildungs-
einrichtungen herzustellen. Heute 
hat die nichtstaatliche und nicht-
profitorientierte Organisation rund 
120 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

„Um mit Ciência Viva Erfolg zu haben, 
brauchte es einen langen Atem und 
viel Arbeit“, sagt Vargas.

Etwa die Hälfte des Budgets 
stammt von der öffentlichen Hand, 
dazu kommen – vor allem bei der 
EU eingeworbene – Drittmittel. Aber 
man profitiert auch indirekt von der 
Forschungsförderung, die vorsieht, 

dass ein Teil der Projektfinanzierung 
auch in Wissenschaftskommunikati-
on investiert werden muss.

Science-Center 
als Herzstück

Institutionelles Herzstück von 
Ciência Viva sind Science-Center, 
also „Wissenschaftszentren“: eine 
Art von modernen Forschungsmuse-
en mit niedriger Zugangsschwel-
le, die für die Besucherinnen und 
Besucher neben interaktiven Aus-
stellungen auch Laboratorien zum 

angeleiteten Experimentieren und 
andere Formen von Mitmachfor-
schung bieten. Während man solche 
Einrichtungen in Österreich an einer 
Hand abzählen kann, gibt es davon 
in Portugal mittlerweile 21, vier wei-
tere sind in Vorbereitung.

Innovativ und für Österreich ei-
nigermaßen undenkbar ist auch de-
ren Organisationsform, bei der die 
Steuerung von oben mit Initiativen 
der lokalen Basis gut ausbalanciert 
ist: „Die Gebäude – darunter auch 
eine umgewidmete Kirche, ein ehe-
maliges Gefängnis und ein früheres 
Kloster – werden von den jeweiligen 
Gemeindeverwaltungen zur Verfü-
gung gestellt“, sagt Ana Noronha, die 
Geschäftsführerin von Ciência Viva. 

„Auch die laufenden Kosten werden 
von den Kommunen übernommen.“ 
Geleitet werden die Science-Center 
hingegen von Lehrenden einer na-
hegelegenen Universität oder Hoch-
schule, die zentral in die Aktivitäten 
eingebunden sind.

Die Science-Center stehen nicht 
nur den Schulen offen, deren Klassen 
dort bis zu einer Woche lang unter-
richtet werden können, sondern der 
gesamten interessierten Öffentlich-
keit. Zum dichten Ciência-Viva-Netz-
werk gehören auch noch 237 eigene 
Wissenschaftsklubs in Schulen und 
16 landwirtschaftliche Betriebe, wo 
Ciência Viva praxisnahe Wissen-
schaftsvermittlung in ländlichen 
Regionen betreibt.

Die Vorteile dieser engmaschigen 
Struktur zeigten sich einmal mehr in 
der Pandemie, sagt Geschäftsführerin 
Noronha: „Als es etwa um Informatio-
nen über Covid-19 und die Impfungen 
ging, konnten wir auf das Ciência-Vi-
va-Netzwerk zurückgreifen, das sehr 
viel besser organisiert war als das der 
wenigen Impfgegner.“ 

www.cienciaviva.pt

Dieser Beitrag erschien am 
10. 2. 2022 in DER STANDARD.

Klaus Taschwer, Soziologe und Buchautor, ist 
Wissenschaftsredakteur bei der Tageszeitung 
DER STANDARD.



Rückblickend wissen wir also, dass 
es nur dem Zufall zu verdanken war, 
dass bis zu diesem Zeitpunkt nicht 
auch in Österreich Menschen auf-
grund ihrer Herkunft zu Tode kamen.  
Noch nicht. 

Dann kamen die Briefbomben. Am 
3. Dezember 1993 explodierten in der 
ORF-Minderheitenredaktion in Wien 
und in der Pfarre Hartberg/Steiermark 
zwei Briefbomben und verletzten die 
Moderatorin Silvana Meixner und den 

„Flüchtlingspfarrer“ August Janisch 
schwer. Bis zum 6. Dezember 1993 
wurden weitere acht Briefbomben 

Wer angesichts der schrecklichen 
Mordanschläge in Deutschland zu 
Beginn der 1990er Jahre vor dem Auf-
stieg und der tätlichen Gefahr rechter 
Ideologien auch in Österreich warnte, 
dem wurde entgegnet: „Bei uns wer-
den immerhin keine Flüchtlingshei-
me in Brand gesteckt.“ 

Dabei sind im Sicherheitsbericht 
1993 des Innenministeriums 17 
Brandanschläge auf Flüchtlingsun-
terkünfte und Wohnhäuser türkischer 
und bosnischer Familien in Öster-
reich festgehalten. Im Eintrag vom 
15. 10. 1993 heißt es etwa wörtlich: 

„Brandst i f tung in einem von 
Gastarbeitern bewohnten Mehrfa-
milienhaus in Schwarzach/Bezirk 
Bregenz durch unbekannte Täter. 
Eine durch den im Hausflur entzün-
deten Brand in Panik geratene Frau 
springt aus dem Fenster und wird 
schwer verletzt. Vermutlich von der-
selben Täterschaft erfolgte ca. eine 
Stunde später in einem weiteren 
Mehrfamilienhaus in Schwarzach 
ein Brandanschlag gegen die Woh-
nung eines bosnischen Gastarbeiters. 
Auch dieser Brand kann von Hausbe-
wohnern gelöscht werden.“

Bomben gegen Minderheiten 
Rechter Terror in Österreich⎥ 1993–1996
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Die erste Hälfte der 1990er Jahre war in Deutschland für Einwanderer*innen aus der 
Türkei, aber auch für andere, aufgrund ihrer „Fremdheit“ minorisierte Menschen von 

Todesangst geprägt. In Hoyerswerda und Rostock-Lichterhagen kam es in den Jahren 1991 
und 1992 zu rechtsextremen, pogromartigen Ausschreitungen gegenüber migrantischen 
Wohnheimen und Flüchtlingsunterkünften. Gezielte Brandanschläge rechtsradikaler Täter 
auf Wohnhäuser von Menschen türkischer Herkunft führten schließlich in Mölln im 
November 1992 und in Solingen im Mai 1993 zu insgesamt sieben Todesopfern.



Bomben an die Öffentlichkeit  drangen? 
„Der Schreckschuss war notwendig“, [3]

sprach eine österreichische Bürgerin 
auf den Anrufbeantworter der Grünen 
Partei, nachdem eine Briefbombe an 
deren Sprecherin Madeleine Petrovic 
abgefangen wurde. Bewohner*innen 
von Hartberg äußerten in einer Ö1-Ra-
diosendung die Meinung, dass sich 
Pfarrer Janisch „eh nur um Ausländer 
gekümmert“ habe, also brauche er 
sich nicht zu wundern.[4] Besonders 
drastisch dürften die Erfahrungen der 
Flüchtlingshelferin Maria Loley, Emp-
fängerin einer Briefbombe im Herbst 
1995, im niederösterreichischen Poys-
dorf gewesen sein. Nach dem Anschlag 
wurde sie noch mehr angefeindet und 
als „Volksschädling“ bezeichnet, so-
dass sie schlussendlich aus Poysdorf 
wegzog. 

Der gesellschaftliche Kontext und 
Resonanzboden der Brief- und Rohr-
bombenserie sowie die unmittelbaren 
Folgen aus der Perspektive der Min-
derheiten werden in der Ausstellung 
exemplarisch anhand von drei Ereig-
nissen verhandelt: Briefbombe an die 
ORF-Minderheitenredaktion im De-
zember 1993; Sprengbombe vor der öf-
fentlichen zweisprachigen Volksschule 
in Klagenfurt/Celovec im August 1994 
und Rohrbombe in Oberwart im Feb-
ruar 1995.

Diese drei Schauplätze des Ter-
rors sind auch die Orte, an denen die 
Ausstellung gezeigt wird: Nach der 
Eröffnung im April 2024 im Volkskun-
demuseum Wien wandert die Ausstel-
lung im September 2024 ins kärnten.
museum (ehemals Landesmuseum 
Kärnten) in Klagenfurt und schließlich 
im Februar 2025 – zum 30. Gedenkjahr 
des Mordes an vier Roma – ins OHO, 
Offenes Kulturhaus Oberwart. 

Vida Bakondy | Cornelia Kogoj | Gamze Ongan

verschickt, eine davon zerfetzte die 
linke Hand des damaligen Wiener 
Bürgermeisters Helmut Zilk, der nur 
durch eine Notoperation gerettet wer-
den konnte.  Noch knapp sechs Monate 
zuvor hatte das österreichische Innen-
ministerium selbstbewusst konstatiert, 
dass „die neonazistische Gefahr in Ös-
terreich gebannt sei“.[1] 

Die Terrorwelle der selbst ernannten 
Bajuwarischen Befreiungsarmee (BBA), 
die sich mit dem Satz „Wir wehren uns“ 
explizit gegen ethnische Minderheiten 
und ihre Unterstützer*innen richtete, 
dauerte bis 1997 an. Insgesamt 25 Brief-
bomben und drei Sprengfallen verletz-
ten 13 Menschen zum Teil schwer, vier 
Menschen wurden ermordet. Der fol-
genschwerste Anschlag fand im Febru-
ar 1995 im burgenländischen Oberwart 
statt, bei dem vier Roma-Angehörige 

– Josef Simon, Karl Horvath, Erwin 
Horvath und Peter Sarközi – beim Ver-
such, eine Tafel mit der Inschrift „Roma 
zurück nach Indien“ zu entfernen, 
durch eine Sprengfalle getötet wurden. 

Die Bombenserie stellte einerseits 
den traurigen Höhepunkt eines histo-
risch gewachsenen, tendenziell minder-
heitenfeindlichen Klimas in Österreich 
dar. Andererseits markierten die 1980er 
und frühen 1990er Jahre aber auch eine 
Zeit, in der wichtige Errungenschaften 
progressiver Minderheitenpolitik reali-
siert werden konnten, wie etwa die Eta-
blierung einer Minderheitenredaktion 
im ORF im Jahr 1989, die Anerkennung 
der Rom*nja als offizielle Volksgruppe 
1993 und die Errichtung einer öffentli-
chen zweisprachigen Volksschule in 
Klagenfurt/Celovec 1991.

30 Jahre nach dem Beginn der größ-
ten innenpolitisch motivierten Gewalt-
taten der Zweiten Republik arbeitet 
die Initiative Minderheiten an einer 
dokumentarischen Ausstellung zum 
Thema Extremismus gegen Minderhei-
ten. Die Ausstellung hat nicht nur das 
Ziel, historisches Wissen zur Brief- und 
Rohrbombenserie und ihren Opfern zu 
vermitteln. Ebenso soll das politisch-ge-
sellschaftliche Klima der 1990er Jahre 
veranschaulicht und seine Folgen für 

die direkt betroffenen Minderheiten-
communitys (darunter Rom*nja und 
Sinti*zze, Migrant*innen, Kärntner 
Slowen*innen, Burgenland-Kroat*in-
nen) aufgezeigt werden. 

Den leitenden Gedanken für die 
Ausstellungskonzeption entnahmen 
wir einem Zitat des deutschen Bundes-
präsidenten Richard von Weizäcker: 

„Auch Einzeltäter kommen nicht aus 
dem Nichts“, sagte Weizäcker auf der 
Trauerfeier für fünf ermordete Mäd-
chen und Frauen in Solingen im Herbst 
1993. Der österreichische „Einzeltäter“, 
der erst 1997 durch einen Zufall gefasst 
und 1999 zu einer lebenslangen Haft-
strafe verurteilt wurde (der er sich 2000 
durch Suizid entzog), kam auch nicht 
aus dem Nichts. War der Fall mit der 
Verurteilung von Franz Fuchs juristisch 
abgeschlossen und schnell als Tat eines 

„verrückten Einzelnen“ abgetan, war er 
das politisch noch lange nicht. Denn 
hier hatte sich jemand „bewußt zum 
terroristischen Sprachrohr eines weit 
verbreiteten Ressentiments“[2] gegen-
über Minderheiten gemacht. 

Zu Beginn der 1990er Jahre hatten der 
Zusammenbruch der Sowjetunion, der 
Fall des Eisernen Vorhangs, der Jugos-
lawienkrieg und andere Konflikte zum 
Anstieg der Flüchtlingszahlen in Öster-
reich geführt. Die Diskussion über das 
Asylrecht und Zuwanderung wurde im-
mer emotionaler und aggressiver. Die 
menschenverachtende und zuweilen 
rassistische Sprache hörte man nicht 
nur an Stammtischen, sondern auch 
in den Medien und der Politik. Die 
Freiheitliche Partei Österreichs schürte 
diese Stimmung nicht nur, sie profitier-
te davon und startete 1993 das soge-
nannte Anti-Ausländervolksbegehren 

„Österreich zuerst“, das immerhin von 
417.000 Menschen unter Angabe ihres 
Namens und ihrer Adresse unterschrie-
ben wurde. Viel mehr hatten vermutlich 
Verständnis für die formulierten Forde-
rungen. 

Die SPÖ-ÖVP-geführte Regierung re-
agierte mit der Verabschiedung immer 
strengerer Migrations- und Asylgeset-
ze. Die Stimmung gegen Minderheiten 
war jedenfalls erfolgreich verschärft. 
Wie kann man sonst die verhaltenen 
und weniger verhaltenen Sympathie-
bekundungen für die Ziele der BBA 
erklären, die bereits nach den ersten 
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[1]  Weltwoche, 9.12.1993.
[2]  Josef Haslinger, Das Milieu der Mörder, Zeit 44/1997. 
[3]  ORF Inlandsreport, 9.12.1993. 
[4]  Armin Thurnher, Tischerlrücken? Falter, 49/1993, 5.  
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Lektüre

Trina Mansoor wurde 1989 
in Kabul, Afghanistan, gebo-
ren. Sie studierte Geschichte 
und Religionswissenschaften 
an der Leibniz Universität in 
Hannover, wo sie heute im 
psychosozialen Zentrum, im 
Netzwerk für traumatisierte 
Flüchtlinge (NTFN), arbeitet 
und afghanische zugewanderte 
Frauen begleitet. Ihr Debütro-
man „Wüstenrose“ ist im August 
dieses Jahres im Selbstverlag 
story.one publishing erschienen. 
Darin schildert die Autorin ihre 
Kindheit in Afghanistan, ihre 
Flucht nach Pakistan, ihren 
Umzug in die Niederlande so-
wie ihre Ankunft in Deutschland 
als junge Erwachsene. Bei den 
Schilderungen ihrer Kindheit 
wechselt Mansoor zwischen 
Beschreibungen des afghani-
schen Kriegssalltags und Erin-
nerungen an ihre Familie. 

Der Roman baut auf Kindheits-
erinnerungen auf und ist durch-
gehend im dokumentarischen 
Stil verfasst. Den jeweiligen 
Kapiteln sind Gedichte vorange-
stellt, die einen abwechslungs-
reichen Lesefluss und eine wei-
tere Rezeptionsebene erzeugen. 
Die einzelnen Episoden, die 
das Leben in Afghanistan aus 
der Kindheitsperspektive be-
schreiben, sind chronologisch 
aufgebaut und folgen unter-
schiedlichen Lebensstationen 
der Ich-Erzählerin. Mansoor 
beschreibt nicht nur die inne-
ren Zustände der Protagonis-
tin auf scharfsinnige Weise, 
sondern auch die gesellschaft-
lichen Verhältnisse in Afghanis-
tan während des Bürgerkriegs 
und unter der Herrschaft der 
Taliban. 

Die Kindheitserinnerungen der 
Autorin zeugen zugleich von ei-
ner Unterdrückungsherrschaft, 
unter der vor allem Frauen und 
Mädchen gelitten haben, aber 
auch von einer Zeit, die, aus 
einer westlichen Perspektive 
betrachtet, vergessen scheint: 

als Frauen und Mädchen freien 
Zugang zu Bildung hatten und 
weitestgehend die gleichen Be-
rufe ausüben konnten wie Män-
ner. In dieser Erinnerungsarbeit 
nimmt die Mutter der Ich-Er-
zählerin eine zentrale Rolle ein. 
Sie wird beschrieben als Frau, 
die gerne Make-up trug, sich 
die Fingernägel lackierte und 

„Mini-jupe liebte“. Aber auch als 
Lehrerin, die sich während des 
Krieges für den Zugang zu Bil-
dung von Frauen und Mädchen 
engagierte und diese heimlich 
unterrichtete. Und die sich auf 
offener Straße den strengen 
Anforderungen widersetzte 
und den Tschador offen trug. 
Die Beschreibungen der Mutter 
sind speziell und prototypisch 
zugleich. Sie wird zur eigentli-
chen Heldin der Erzählung. An 
dieser Stelle möchte man die 
Autorin dazu ermutigen, mehr 
über die Figur der Mutter zu 
schreiben, über die wir von 
einer vergessenen Geschichte 
Afghanistans erfahren.

 „Wüstenrose“ ist auch ein Plä-
doyer für Freiheit und Rechte 
von Frauen und Mädchen. Denn 
was die Leser*innen von der 
Ich-Erzählerin erfahren, sind 
lebensgeschichtliche Momente, 
die von Unterdrückung, Krieg, 
Flucht und schmerzhaften 
Verlusten zeugen, aber auch 
vom unermüdlichen Überle-
benskampf einer jungen afgha-
nischen Frau. Mansoors Debüt 
stellt somit auch ein bedeuten-
des literarisches Zeugnis über 
die Zustände in Afghanistan dar 
und ist zugleich eine poetische 
und ergreifende Solidaritäts-
bekundung mit afghanischen 
Frauen und Mädchen. Mit dem 
Titel des ersten Gedichts „Den 
afghanischen Frauen“ ver-
anschaulicht die Autorin dies 
auch gleich zu Beginn der Lek-
türe: Die Identifikation mit einer 
Wüstenrose, einer sensiblen 
Blume, die unter schwersten 
Bedingungen überleben kann, 
veranschaulicht zugleich die 

schwierigen Lebensumstände 
sowie den Überlebenskampf 
und -willen der Ich-Erzählerin.

Die Beschreibung ihrer Le-
bensgeschichte beeindruckt 
unter anderem auch aufgrund 
der Kunstfertigkeit der Autorin, 
zwischen Poesie und Dokumen-
tarischem zu wechseln. Jedes 
der Gedichte kann als poeti-
scher Kommentar zu darauffol-
genden Schilderungen gelesen 
oder als eigenständiges Werk 
rezipiert werden. 

Was Trina Mansoor schreibt, 
ist politisch und persönlich 
zugleich. Es ist eine Emanzipa-
tionsgeschichte einer jungen 
afghanischen Frau und somit 
vielmehr als ein therapeu-
tisch-literarischer Versuch, 
die eigenen chaotischen und 
traumatischen Kindheitserinne-
rungen qua Literatur zu ordnen 
und zu verarbeiten. Die Schilde-
rungen der gesellschaftspoliti-
schen Verhältnisse in Afghanis-
tan der 1990er Jahre, die auf 
erschreckende Weise den heu-
tigen ähneln, unterstreichen 
die Aktualität und Wichtigkeit 
des Buches. Wir erfahren von 
der Kontinuität der Unterdrü-
ckung von Frauen und Mädchen, 
aber auch von fortwährendem 
Kampf um Gleichberechtigung 
und Freiheit. Nicht nur deswe-
gen lässt sich Mansoors Roman 
als feministische Erinnerungs-
arbeit verstehen, die Brücken 
zwischen Vergangenheit und 
Gegenwart schlägt, sondern 
auch weil sie an eine Zeit in Af-
ghanistan erinnert, als Frauen 
und Mädchen mehr Rechte hat-
ten und freier waren. „Wüsten-
rose“ liest sich somit auch als 
Appell zur bedingungslosen 
Solidarität mit allen Frauen und 
Mädchen in Afghanistan. 

 

Darija Davidovic

W as sie angetrieben hat, uns ihre Lebensgeschichte in Form eines Romans 
zugänglich zu machen, stellt Trina Mansoor ihrem Erstlingswerk voran: 

„Ich möchte nicht in meiner Vergangenheit gefangen bleiben, … also schreibe ich.“

Ein Plädoyer für Freiheit und Rechte von 
Frauen und Mädchen

Wüstenrose.
Von Trina Mansoor.
story.one publishing 2023
80 Seiten; EUR 18,-
ISBN: 978-3-7108-5595-5



Im aktuellen Kontext der Ver-
schärfung bis hin zur Verrohung 
migrationspolitischer Diskurse 
auf nationaler und – aktuell be-
sonders merklich – auf EU-Ebe-
ne bietet das Lokale mehr als 
nur einen willkommenen Flucht-
punkt. Es ist, zumindest poten-
ziell, ein widerständiger und in-
novativer Raum, um alternative 
Möglichkeiten im Umgang und 
gemeinsam mit aufenthalts-
rechtlich prekarisierten Per-
sonen zu schaffen. Nicht zu-
letzt auch, weil (pragmatische) 
Lösungen für komplexe Phäno-
mene wie Aufenthaltsprekarität 
und deren individuelle und ge-
sellschaftliche Folgen ‚vor Ort‘ 
geschaffen werden müssen.

Der Sammelband nimmt ver-
schiedene lokale Antworten auf 
aufenthaltsrechtliche Prekari-
tät in den Blick und verbindet 
empirische Beiträge aus quali-
tativer Forschung und vielfälti-
ger Praxis mit konzeptionellen 
Beiträgen und der Analyse poli-
tischer Strukturen und individu-
eller Lebensverhältnisse. Dabei 
folgt er einem dreiteiligen Auf-
bau: Der erste Teil basiert auf 
den Forschungsergebnissen 
der LoReMi-Studie,[1] die als 
Grundlage für das Buch dient. 
Im zweiten Teil erweitern the-
menverwandte wissenschaft-
liche Beiträge den Blick und 
vertiefen die Bedeutung der 
Forschungsergebnisse in ver-
wandten Debatten. Der dritte 
Teil rückt die Perspektiven von 
Praktiker*innen ins Zentrum 
und macht die Vielfalt von 
Strukturen, Ansätzen und He-
rausforderungen im konkreten 
Kontext sichtbar.

Mit  Fokus auf  d ie  Städ-
te Frankfurt am Main, Wien 
und Cardiff, erweitert durch 
Einblicke in Hamburg und Zü-
rich, werden in den insge-
samt 17 Beiträgen Momente 
der (selektiven) Inklusion von 
Nicht-Staatsbürger*innen im 
Lokalen erkundet. Neben dem 

Hauptaugenmerk auf den Zu-
gang von Betroffenen zu Ge-
sundheitsversorgung sowie Un-
terbringung und Bildung werfen 
einzelne Beiträge auch einen 
Blick auf Initiativen zur Stär-
kung gesellschaftlicher Par-
tizipation auf lokalpolitischer 
Ebene und auf Arbeitskämpfe. 
Dabei wird auch das Verhältnis 
vorhandener (lokalpolitischer 
und zivilgesellschaftlicher) 
Unterstützungsstrukturen zu 
unterschiedlichen stadtpoliti-
schen Framings unter die Lupe 
genommen – wie etwa ‚Men-
schenrechtsstadt‘ oder ‚Sanc-
tuary City‘ – und deren Einfluss 
auf Möglichkeitsräume und 

-begrenzungen im Umgang mit 
Migrant*innen in einer prekä-
ren Aufenthaltssituation. Der 
Einblick in verschiedene Felder 
und Akteur*innen veranschau-
licht nicht nur, wie breit das 
Spektrum lokaler Antworten 
ist. Auch die Gleichzeitigkeit und 
Ambivalenz vorhandener Inklu-
sions- und Exklusionsprozesse 
wird dabei deutlich, ebenso wie 
ihre Komplexität, Fragmentiert-
heit und die Spannungen inner-
halb der lokalen Strukturen und 
Angebote, die Momente der In-
klusion schaffen, Grenzen bear-
beiten, aber auch neue Grenzen 
ziehen.

Bemerkenswert ist außer-
dem der zentrale Begriff der 

„Aufenthaltsprekarität“, mit 
dem die Herausgeber*innen 
und das LoReMi-Projekt einen 
schwierigen Spagat bei der 
Verwendung von Begrifflich-
keiten im Kontext multidimen-
sionaler Marginalisierung von 
Nicht-Staatsbürger*innen 
schaffen. Sie gehen damit über 
den oft einseitigen Fokus auf 
das Haben oder Nicht-Haben 
einer rechtlichen Erlaubnis 
hinaus, d. h. über die Frage, 
ob sich eine Person in einem 
konkreten Moment auf einem 
Staatsgebiet aufhalten darf 
oder nicht. Denn dieses relativ 
reduktionistische Verständnis 

von sogenannter „Irregularität“ 
kann die reale Vielschichtigkeit 
von Unsicherheit und Ungleich-
heit in der (post-)migranti-
schen Gesellschaft im Dickicht 
temporärer, konditionaler und 
rechtsstratifizierender Auf-
enthaltstitel nicht greifen. In 
mehreren Beiträgen lässt sich 
zudem erkennen, inwiefern die 
Autor*innengemeinschaft die 
Erfahrung von Betroffenen als 
zentralen Ausgangspunkt für 
ihre Analysen und Bewertungen 
dieser Prekarität und lokaler 
Antworten darauf setzt.

Der Sammelband verhandelt 
die Potenziale von lokalen Initi-
ativen und Praktiken, ohne die 
Grenzen und Widersprüche im 
lokalen Handeln unsichtbar zu 
machen oder die lokale Ebene 
als solche zu romantisieren. 
Die Beiträge bereichern einen 
differenzierten Diskurs und 
liefern vielfältige, spannende 
und notwendige Einblicke in ei-
ner kaum überblickbaren Land-
schaft der Intervention und des 
Zusammenwirkens verschiede-
ner lokaler Akteur*innen auf die 
Lebensverhältnisse von prekä-
ren Migrant*innen in Europa.

 
Theresa Schütze
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I nspirierende Einblicke und differenzierte Analysen zu Initiativen, Strategien 
und Möglichkeitsräumen zur Unterstützung prekärer Migrant*innen schärfen 

das Verständnis der komplexen Rolle der lokalen Ebene im Kampf gegen Unsi-
cherheit, Entrechtung und für Zusammenhalt.

Utopie des Lokalen 
versus Exklusionsgesellschaft

Lokale Antworten auf aufenthaltsrechtliche 
Prekarität.
Zugänge zu Gesundheitsversorgung, 
Unterbringung und Bildung.
Von: Ilker Ataç, Simon Güntner, Adrienne 
Homberger, Maren Kirchhoff (Hg.).
Opladen Berlin Toronto: Barbara Budrich 
Verlag 2023.
281 Seiten; EUR 43,20 
ISBN: 978-3-8474-2722-3 

Im Open-Access-Bereich der Verlagsseite 
zum kostenlosen Download bereit.
doi.org/10.3224/84742722

[1] „Lokale Antworten auf Migrant*in-
nen mit prekärem Aufenthaltsstatus 
in Europa“ – ein Verbundprojekt der 
Hochschule Fulda, der University of 
Oxford und der TU Wien.



haben oft mehr Möglichkeiten, 
Zeit zu sparen, indem sie Auf-
gaben auslagern oder Dienst-
leistungen kaufen. Menschen 
mit geringerem Einkommen 
müssen mehr Zeit für Arbeit 
oder Betreuungspflichten 
aufwenden. Ihnen werden z. B. 
auch längere Arbeitswege oder 
Spät- und Frühschichten zuge-
mutet. Wer mehr Kontrolle über 
seine Arbeitszeiten hat oder 
sich Dienstleistungen wie Kin-
derbetreuung leisten kann, hat 
möglicherweise eine bessere 
Work-Life-Balance. Wem diese 
Ressourcen fehlen, dem fällt es 
schwer, Arbeits- und Privatle-
ben in Einklang zu bringen. 

Der Zugang zu Bildung ist ein 
weiterer wichtiger Faktor. Die-
jenigen, die Zugang zu Bildung 
haben und ihre Zeit für das 
Studium und den Aufbau von 
Fähigkeiten aufwenden kön-
nen, haben oft bessere Chan-
cen, ihre wirtschaftliche und 
soziale Stellung zu verbessern 

– und sich in der Folge mehr Un-
terstützung in der Organisation 
ihrer Zeit zu leisten.

Somit wird auch deutlich, 
dass Diskussionen über Zeit-
gerechtigkeit intersektional 
geführt werden müssen. Un-
gleichheiten aufgrund von 
ethnischer Zugehörigkeit, 
Herkunft, Geschlecht, Behin-
derung oder anderen Faktoren 
verschärfen auch die Zeitar-
mut und beeinträchtigen un-
terschiedliche Aspekte des 
Lebens. Progressive Maßnah-
men wie kürzere Arbeitszeiten, 
gerechtere Verteilung von El-
ternzeiten, Mindestlöhne und 

Intersektionale 
Perspektive

Konzepte von Zeit und Un-
gleichheit sind in verschiedenen 
Wissensgebieten wie Soziolo-
gie, Ökonomie und Philosophie 
zu finden und betreffen viele 
Bereiche grundlegender politi-
scher Auseinandersetzungen. 
Die Zusammenhänge zwischen 
Zeitarmut und gesellschaftli-
chen Strukturen, die Ungleich-
heit erzeugen, werden in einer 
Gesellschaftsordnung, die ho-
hen Leistungsdruck erzeugt, 

immer relevanter. Zeitarmut 
resultiert dabei aus der Kom-
bination verschiedener Fakto-
ren wie z. B. anspruchsvollen 
Arbeitszeiten, Betreuungs-
pflichten oder mangelndem 
Zugang zu Freizeit. In diesem 
Zusammenhang drehen sich 
Diskussionen über Zeit und 
Gleichberechtigung oft darum, 
dass manche Individuen oder 
soziale Gruppen mehr Zeit und 
Freizeit haben als andere, was 
zu Ungleichheiten bei Chancen 
und Wohlbefinden führt. Per-
sonen mit höherem Einkommen 

Wer kennt es nicht, das Ge-
fühl, nie genug Zeit zu haben, die 
Zeit festhalten zu wollen, bes-
ser managen zu müssen? Nach 
der Arbeit und vor dem Einkauf 
noch kurz ins Fitnessstudio, 
noch schnell den einen Artikel 
parallel lesen, den wir mor-
gen für das Meeting brauchen, 
nachdem die Kinder zur Schule 
gebracht sind … Wem die To-Do-
Listen über den Kopf wachsen, 
der bekommt leicht das Gefühl, 
mit seiner Zeit irgendetwas 
falsch zu machen, besser damit 
umgehen zu müssen. Immerhin 
schaffen das die anderen auch, 
oder? Dabei ist Zeitmangel kein 
individuelles Gefühl, sondern 
ein Effekt der sogenannten 
Leistungsgesellschaft – und 
eine strukturelle Ungleichheit, 
die unserer Gesellschaftsord-
nung zugrunde liegt. 

Zeit zu haben, wird als wert-
voller Aspekt des Lebens 
wahrgenommen, in dem per-
sönliche Bedürfnisse genug 
Platz haben und selbstbe-
stimmte Entscheidungen ge-
troffen werden können. Dieses 
Privileg ist jedoch nur wenigen 
zugänglich, was zu einem kul-
turellen Machtgefälle führt. 
Das Gefühl des Zeitdrucks 
ist mit der gesellschaftlichen 
Betonung der Optimierung 
der Zeiteffizienz verfloch-
ten und verwandelt sie in ein 
Statussymbol. Verschärft 
wird dieses Phänomen durch 
Darstellungen in den sozialen 
Medien, die einen vermeintlich 
idealen Tagesablauf darstellen, 
in dem der Alltag nicht nur effi-
zient, sondern auch besonders 
aufregend ist.

Nachlese

Über Zeitgerechtigkeit
Für die Umverteilung einer zentralen Ressource

I n ihrem Buch „Alle_Zeit. Eine Frage 
von Macht und Freiheit“ beschreibt die 

Journalistin Teresa Bücker, warum Zeit 
ungerecht verteilt ist, und macht Vorschläge, 
wie eine neue und gerechtere Zeitkultur 
aussehen könnte. Anhand ihrer Analysen und 
Vorschläge diskutierten Maike Cram und Lilian 
Häge, Radio-Stimme-Redakteurinnen, mit 
Theresa Ekpa, Wirtschaftswissenschaftlerin 
und Projektkoordinatorin für Frauenförderung, 
über Arbeit, Care und Machtverhältnisse – 
eine Zusammenfassung.

Melanie Konrad
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[1]  Teresa Bücker, Alle_Zeit: Eine Frage von Macht und Freiheit. Wie eine ra-
dikal neue, sozial gerechtere Zeitkultur aussehen kann, Berlin: Ullstein 2022.
[2]  Ebd., S. 179. 
[3]  Ebd., S. 189.

ne und unverplante Zeiten – all 
das sind produktive Zeiten, nur 
nicht im Sinne direkter wirt-
schaftlicher Wertschöpfung. 
Sie bringen Dinge hervor. Sie 
sind der Stoff, aus dem unsere 
Freiheit besteht. Sie müssen 
nicht verdient werden, sie ste-
hen uns zu.“[3] 

Gerechtigkeit bei der Vertei-
lung von Zeit herzustellen, ist 
eine gesamtgesellschaftliche 
Verantwortung. Politische 
Initiativen, die dem Einzelnen 
mehr Autonomie bei der Zeit-
einteilung einräumen, könnten 
Maßnahmen wie die Abschaf-
fung von Altersbeschränkun-
gen bei der Bildungsförderung, 
die Ausweitung von Weiterbil-
dungsmöglichkeiten und Frei-
willigendiensten, eine faire 
Vergütung für diese Aktivitäten 
oder die Einführung eines be-
dingungslosen Grundeinkom-
mens sein. 

Teresa Bückers Buch zeichnet 
letztlich aus, dass es der Auto-
rin gelungen ist, verschiedene 
Debatten über die Kategorie 
der Zeitgerechtigkeit zusam-
menzuführen. Aus intersektio-
naler Perspektive hat sie damit 
einen effektiven Hebel benannt, 
um demokratische Strukturen 
zu stärken und der (Selbst-)
Ausbeutung im Kapitalismus 
den Kampf anzusagen.

Die Sendung „Alle_Zeit“ wurde am 18. April 2023 auf Radio Orange ausgestrahlt und ist unter www.radiostimme.at  
abrufbar.

Kollektivverträge sowie soziale 
Sicherheitsnetze tragen we-
sentlich dazu bei, nicht nur Geld, 
sondern auch Zeit besser zu 
verteilen. Nicht zu unterschät-
zen ist auch der Einfluss kultu-
reller Normen darauf, wie und 
womit Zeit verbracht wird. Tra-
ditionelle Geschlechterrollen 
bestimmen oft, wie Menschen 
ihre Zeit einteilen, Stichwort 
Ungleichheiten bei Haushalts- 
und Betreuungspflichten. 
Normative Vorstellungen in 
der neoliberalen kapitalisti-
schen Gesellschaftsordnung 
kolportieren die Erwartung, 
dass Überstunden und völlige 
Hingabe an die Erwerbsarbeit 
Voraussetzungen für ein er-
folgreiches Arbeitsleben sind.

Eine Frage von 
Macht und Freiheit

Teresa Bücker beschreibt 
in ihrem Buch „Alle_Zeit. Eine 
Frage von Macht und Freiheit“ 
(2022),[1] dass sich die Fragen 
der Zeitgerechtigkeit in der 
Verteilung der Ressource Zeit 
stellen, wie ihr Wert quantifi-
ziert wird und wie sie nutzbar 
und erfahren werden kann. 

von Betreuungsaufgaben: „Eine 
gerechte Gesellschaft muss 
vom Fundament des mensch-
lichen Zusammenlebens aus 
gedacht werden: von den Sor-
gebeziehungen.“[2]

Was mit dem Zeitmangel auch 
einhergehe, sei die Unmöglich-
keit, sich in politische Prozesse 
einzubringen. Zeitknappheit be-
hindert politisches Engagement 
und führt zur Schwächung von 
demokratischen Strukturen. 
Insbesondere davon betrof-
fen sind zivilgesellschaftliche 
Strukturen, die wertvolle 
Dienstleistungen zur Verfü-
gung stellen, aber aufgrund 
ihrer Ausrichtung auf das Ge-
meinwohl auf ehrenamtliches 
Engagement angewiesen sind, 
wie z. B. Rettungsorganisati-
onen oder kulturelle Vereine. 
Sie schlussfolgert, dass eine 
ungleiche Zeitverteilung be-
stimmte Bevölkerungsgrup-
pen effektiv entmündigt und 
ihr Engagement in demokrati-
schen Auseinandersetzungen 
beschneidet. 

„Auszeiten, Nachdenkzeiten, 
Zeiten für Freund_innen, Ca-
re-Zeiten oder Familienzeiten, 
Zeit, um Gefühle zu spüren und 
auszuhalten, Zeit für Genesung, 
Zeit für Kultur, Ehrenämter und 
politisches Engagement, offe-

Daher sollte jede Vision für 
eine neue Zeitkultur nicht nur 
die Machtstrukturen benennen, 
die für die ungleiche Verteilung 
der Zeit verantwortlich sind, 
sondern auch an ihrer Neukon-
figuration mitwirken. 

Im ersten Teil des Buches geht 
Bücker auf die strukturellen 
Grundlagen ein, die zur unglei-
chen Verteilung der Zeitres-
sourcen führen, und beleuch-
tet die daraus resultierenden 
Probleme. Aufbauend auf 
diesen Grundlagen werden in 
den folgenden Kapiteln weitere 
Bereiche untersucht, darunter 
Beschäftigung, Pflege, Freizeit 
und politisches Engagement. 
Abschließend präsentiert die 
Autorin ihre Vision für einen 
zeitgemäßen Kulturwandel. In 
den Industrienationen zeich-
net sich ein Paradoxon ab, das 
durch eine steigende Lebens-
erwartung bei gleichzeitig 
wachsender Wahrnehmung von 
Zeitknappheit gekennzeichnet 
ist. Bücker plädiert in diesem 
Zusammenhang für eine Ab-
kehr von der ausschließlichen 
Fokussierung auf Erwerbstä-
tigkeit und für die Umverteilung 

Melanie Konrad ist Kulturwissen-
schaftlerin und Redakteurin bei 
Radio Stimme.
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Bomben gegen 
Minderheiten

Rechter Terror 1993–1996

in Kooperation mit dem  Volkskundemuseum Wien, dem  kärnten:museum 

und dem  Offenen Haus Oberwart [OHO]

Gefördert aus Mitteln des Sozialministeriums und des Bundesministeriums Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und Sport

Ausstellung

Briefbombe, adressiert an Angela Resetarits, explodiert am 11. Dezember 1995
um 19:00 Uhr in einem speziellen Behälter auf dem Weg von Graz nach Wien.

Foto: Werner Sabitzer, Quelle: Lehrmittelsammlung des Entschärfungsdienstes des 
Bundesministeriums für Inneres, Wien.

20. 9.–24. 11. 2024 | kärnten.museum, Klagenfurt
ab Februar 2025 | Offenes Haus Oberwart

24. 4.–2. 7. 2024 | Volkskundemuseum Wien

Eine Ausstellung der

Initiative Minderheiten
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